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Einleitung. 


Ein sichtbares, aber trauriges Zeichen, wie wenig die 
Mehrzahl der „Nation der Denker“ sich müht, das wirt¬ 
schaftliche Leben, die Förderung der nationalen Wohlfahrt 
zum Gegenstände des Nachdenkens zu machen, ist die flüch¬ 
tige, verworrene Art und Weise, wie die Frage einer Er¬ 
höhung der indirekten Abgaben allerorten in Deutschland 
behandelt wird, als wenn diese tiefgehende Frage nicht dazu 
angethan wäre, das deutsche Erwerbsleben von Grund aus 
zu erschüttern. 

Unzweifelhaft sind die indirekten Steuern eine unentbehr¬ 
liche Quelle der Einnahmen eines Volkes. Sie lassen einen 
Jeden, hoch oder gering, arm oder reich, mit wirken an der 
vaterländischen Entwicklung und geben einem Jeden das 
Bewusstsein seiner Angehörigkeit an ein Staats- oder Ge¬ 
meindewesen. Aber es fragt sich, wo den Abgaben auf Dinge, 
die zum täglichen Gebrauch gehören, also auf Nahrungs¬ 
oder Genussmittel, Halt zu gebieten sei, dass sie nicht ein- 
greifen in den Wohlstand einer Nation, dass sie nicht, an¬ 
statt andere Lasten zu erleichtern, diese erhöhen, dass sie 
nicht allzuhart einzelne Gewerbezweige und somit die ganze 
vaterländische Gewerbethätigkeit treffen. 

Die schnelle Verrückung der Grenzen unseres Vaterlandes, 
die plötzliche Veränderung in den Macht Verhältnissen der 
Nationen, der plötzliche Aufschwung, den das deutsche Er¬ 
werbsleben nach dem deutsch-französischen Kriege genommen, 
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und dann sein noch plötzlicherer Niedergang haben eigen- 
thümliche Erscheinungen im wirthschaftlichen Leben erzeugt, 
Verirrungen und einander widersprechende Anschauungen 
hervorgerufen. Ein Theil derjenigen Männer, welche mit 
Fug und Recht und unterstützt von dem grössten Theile 
der gewerbetreibenden Bevölkerung nach Schutz der deutschen 
Industrie gegen die Ueberfluthung der heimischen Märkte 
durch Industrieerzeugnisse des Auslandes rufen, bietet willig 
die Hand, einzelne Zweige der deutschen Gewerbethätigkeit 
mit Abgaben zu belasten, die deren Existenz bedrohen, oder 
doch zum mindesten deren Produktion einschränken müssen. 
Sie lassen dabei ganz ausser Acht, dass ein Niedergang 
einzelner Gewerbe auf weitere Industriezweige rückwirken 
muss, und dass auch Schutzzölle die von Neuem geschlagenen 
Wunden nicht zu heilen vermögen. Wieder ein anderer Theil 
der sogenannten Schutzzöllner oder der Partei der nationalen 
Arbeit geht Hand in Hand mit den Agrariern, welche nichts 
Geringeres erstreben als die Wiedereinführung der längst ab- 
gethanenen Kornzölle, obgleich die deutschen landwirt¬ 
schaftlichen Erzeugnisse seit langer Zeit keine Ueberproduk- 
tion zu verzeichnen hatten, im Gegentheil fast alljährlich 
hinter dem Bedarf zurückblieben und deshalb gar nicht mit 
demselben Mass gemessen werden können, wie die Industrie¬ 
produkte. Unzweifelhaft aber kann einer nationalen Pro¬ 
duktionskraft nichts schädlicher sein als eine Verteuerung 
der Rohstoffe, eine Verteuerung, von der Niemand einen 
Nutzen haben würde, als einige wenige Interessenten. Hat 
doch der grosse Apostel einer „nationalen Manufakturkraft“, 
derselbe, welchen die Schutzzöllner voll und ganz zu den 
Ihrigen zählen, Friedrich List, zur Schaffung einer solchen die 
freie Einfuhr von Rohprodukten als oberstes Gesetz hingestellt. 

Zwischen Steuern auf Industrieerzeugnisse des Auslands 
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und den Abgaben auf Nahrungs- und Genussmittel, deren 
Herstellung einen Theil der heimischen Produktion ausmacht, 
ist, wenn auch beide von der Nationalökonomie als indirekte 
Steuern bezeichnet zu werden pflegen, eine Kluft, die nicht 
tiberbrückt werden kann. Jene haben, wie oft sie auch in 
einzelnen Ländern über ihr Ziel hinausgehen, immer die 
Tendenz, der heimischen Produktion, dem heimischen Wohl¬ 
stände zu nützen, diese, indem sie die Produktion vertheuern 
und dadurch die Consumtion einschränken, treffen immer das 
Herz der gewerbetreibenden Bevölkerung. 

Wenn der grosse Staatsmann, dem Deutschland die lang 
ersehnte Einheit dankt, durch eine weitgehende Erhöhung 
der indirekten Steuern dem deutschen Reiche als solchem 
eine grössere Einnahme sichern will, die es auch in seinen 
materiellen Hilfsquellen auf eigene Füsse über alle Sonder¬ 
interessen der einzelnen Staaten, in welche das Vaterland 
sich gliedert, stellt, so ist das zweifellos ein grosser, ein 
nationaler Gedanke, dem die volle Würdigung wahrlich nicht 
versagt werden soll. Aber der grosse Staatsmann überschätzt 
die gegenwärtige Leistungsfähigkeit des deutschen Volkes, er 
übersieht, dass eine allzugrosse Erhöhung der indirekten Ab¬ 
gaben wie im Fluge in alle Verhältnisse des häuslichen und 
werkthätigen Lebens eingreift, alle Ausgaben vermehrt, nicht 
zum mindesten die des Heeres, und dass die bereits be¬ 
stehenden Einnahmequellen, also die direkten Steuern, welche 
er vermindern zu können erhofft, erst recht in Anspruch genom¬ 
men werden müssen. Er übersieht ferner, dass, wie heut die 
vaterländischen Erwerbsverhältnisse liegen, eine erhöhte Be¬ 
lastung einzelner Industriezweige nothwendiger Weise die¬ 
selben lähmen, die Arbeitslosigkeit vermehren müsste. Eine 
Menge bisher an Arbeit und Fleiss gewöhnter Menschen 
würde in die Reihen jener unseligen Bewegung treten, die 
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Staat und Gesellschaft zu bedrohen beginnt, und deren 
Fluthen, wenn man ihnen fortwährend neue Nahrung zuführt» 
durch keine gesetzgeberischen Massregeln eingedämmt werden 
könnten. 

Der Verfasser hat sich zur Aufgabe gestellt, die Folgen 
einer Erhöhung der indirekten Steuern in Bezug auf das 
deutsche Erwerbsleben in möglichst einfacher und klarer 
Form zur Anschauung zu bringen. Er sieht sich aber zu 
diesem Zweck genöthigt, zunächst einen kurzen Ueberblick 
über die Steuerverhältnisse des Deutschen Reiches sowie 
einiger anderer Staaten zu geben. Denn jene grosse und 
wichtige Frage lässt sich nicht behandeln, ohne eine Kennt- 
niss all der Quellen, aus denen die Einnahmen der Völker 
sich zusammensetzen, und wiederum der Bäche, in welche die 
von den Völkern aufgebrachten Summen zum Wohle und 
zur Sicherheit derselben fliessen. 

Dem Auge des theoretischen Rechners erscheint das 
deutsche Volk als dasjenige, welches im Vergleich zu anderen 
Völkern das geringste Mass an indirekten Steuern entrichtet. 
In Wirklichkeit ist es aber dasjenige Volk, welches der 
vaterländischen Entwicklung die allergrösste und theuerste 
Abgabe darbringt. Das Gesetz der allgemeinen Wehrpflicht, 
das sich nach dem Vorbilde Deutschlands jetzt auch in an¬ 
deren Staaten einzubürgern sucht, ist die Kraft und die 
Grösse Deutschlands, aber es berührt jeden Beruf, jede Fa¬ 
milie, und es entzieht alljährlich 400,000 kräftiger Jünglinge 
dem Verdienst und der Produktion. Die Summe dessen, 
was das deutsche Volk damit von seinem Wohlstand zum 
Opfer bringt, lässt sich nicht in Zahlen übersetzen, aber sie 
muss von denjenigen in Berücksichtigung gezogen werden, 
die über die Fragen des Erwerbslebens und des nationalen 
Wohlstandes zu Gericht sitzen. 



ERSTES KAPITEL. 


Das Deutsche Reich. Seine Einnahmen und Ausgaben. 
Die direkte und indirekte Besteuerung in Deutschland und 
in andern Ländern. 


Nicht unvorbereitet sah das deutsche Volk seinen höch¬ 
sten Wunsch, die Herstellung- seiner Einheit, in Erfüllung 
gehen. Der norddeutsche Bund hatte schon die Grundzüge 
vorgezeichnet, in welchen das nunmehr aus 25 Einzelstaaten 
und den Reichslanden zusammengesetzte, neu erstandene 
Deutsche Reich sich bewegen müsse. 

Der deutschen Gesetzgeber erste Aufgabe war es, das 
Heerwesen, die Kriegsmarine und so manchen Zweig der 
Gesetzgebung in eine starke, sicher führende Hand zu legen. 
Deutschland hat jetzt gemeinsame Gesetze über das Straf¬ 
recht und das gerichtliche Verfahren; es hat eine einheitliche 
Zoll- und Handelsgesetzgebung, ein einheitliches Mass-, Ge¬ 
wichts- und Münzsystem, ein einheitliches Bank-, Patent-, 
Postwesen u. s. w. Der gesammte deutsche Handel, die 
deutsche Schifffahrt geniessen in allen Ländern und auf allen 
Meeren den Schutz des mächtigen Reiches. Und den gleichen 
Schutz geniesst im Auslande ein jeder Deutsche, ob seine 
Wiege am baltischen Meer oder am Bodensee stand. Wer 
nie in jenen kaum verflossenen Zeiten, da Deutschland nichts 
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war, als ein unbestimmter geographischer Begriff, sich in 
überseeischen Ländern aufgehalten, der kann sich wahrlich 
keine Vorstellung machen von der geringen Achtung, welche 
der frühere Preusse, Bayer, Würtenberger oder Mecklenburger 
im Auslande genoss, und dem Ansehen und der Sicherheit, 
womit jetzt der Deutsche sich unter allen Völkern bewegt. 

Das Deutsche Reich ordnet die Freizügigkeits-, Heimats¬ 
und Niederlassungsverhältnisse, das Staatsbürgerrecht und 
eine Menge anderer Dinge zum Segen seiner sämmtlichen 
Angehörigen. 

Die grossen Verpflichtungen, die somit dem Reiche zu¬ 
gefallen, erfordern auch grosse selbstständige Ausgaben und 
selbstständige Einnahmen, sie erfordern dabei einen selbst¬ 
ständigen Haushalt. Dieser betrug für das vergangene Etats¬ 
jahr (vom 1. April 1877 bis 1. April 1878) 540,672,510 M. 
in der Ausgabe und ungefähr die gleiche Summe in der 
Einnahme. 

Die Ausgaben theilen sich in einmalige und in fortlaufende. 
Während die einmaligen Ausgaben, welche theils aus Anleihen, 
theils aus besonderen Fonds der französischen Kriegsentschä¬ 
digung gedeckt werden, ungefähr 127,848,399 M. betrugen, 
bezifferten sich die fortlaufenden auf 412,824,111 M. Diese 
412,824,111 M. wurden aufgebracht durch die Ueberschüsse 
der Post, der Telegraphen - und Eisenbahnverwaltung, durch 
den Reichsantheil an dem Reingewinn der Bank, aus dem 
Reichsinvalidenfonds, aus Ueherschüssen früherer Jahre, aus 
dem Gewinn bei der Ausprägung von Reichsmünzen, aus 
unwesentlichen Zinsen belegter Reichsgelder und aus den 
indirekten Steuern. Der Rest ergab sich aus den Matriku- 
larbeiträgen d. h. jenen Summen, welche die einzelnen 
deutschen Staaten je nach der Zahl ihrer Bevölkerung an 
die Reichskasse abzuliefern haben. 
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Die indirekten Steuern bestehen aus den Verbrauchs¬ 
steuern, der Wechselstempelsteuer und schliesslich den Ein¬ 
gangszöllen, welche für vom Auslande eingeftihrte Waaren, 
als Manufakturwaaren, Wein, Kaffee, Salz, Zucker, Taback 
und andere Dinge bezahlt werden. Für das vergangene 
Etatsjahr betrugen die Einnahmen aus den indirekten Steuern, 


wie folgt: 

Aus der Rübenzuckersteuer . . . . M. 50,888,480 

„ „ Salzsteuer.„ 34,421,790 

„ „ Steuer für den Tabacksbau „ 1,063,660 

„ „ Branntweinsteuer .... „ 40,194,630 

„ „ Brausteuer. „ 15,341,190 

Zusammen aus den Verbrauchssteuern M. 141,909,750 
aus der Wechselstempel¬ 
steuer .„ 6,914,000 

aus den Eingangszöllen . „ 106,818,520 

zusammen M. 255,642,270 

Rechnet man hinzu die Erhebungs¬ 
kosten mit.„ 24,000,000 

so betragen die indirekten Abgaben im 

Deutschen Reiche die Summe von „ 279,642,270. 


In Wahrheit aber sind die Belastungen durch die Brau- 
und Branntweinsteuer viel grössere, als sie jährlich in den 
Reichs-Etat eingestellt werden. Denn die süddeutschen 
Staaten haben sich Vorbehalten, die genannten Steuern für 
ihre eigene Rechnung zu erheben; für die Brausteuer ist dies 
auch den neuen deutschen Reichslanden zugestanden. (Die 
Einnahme aus der Brausteuer betrug z. B. 1876 in Deutsch¬ 
land zusammen 47,670,300 M. Siehe Kapitel III: Die Brau¬ 
steuer und die Branntweinabgaben,) 

Den grössten Theil der fortlaufenden und einmaligen 
Ausgaben nehmen die Kosten der Landesvertheidigung, 
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nehmen Heer und Flotte in Anspruch. So bezifferten sich 


1877 die fortlaufenden Ausgaben: 
für das Landheer auf . . . . M. 323,553,398 

„ die Marine „ . . . . „ 21,672,073 

„ die Militärpensionen „ .... „ 16,705,048 

„ die Marinepensionen „ . . . . „ 242,472 

„ den Invalidenfonds „ . . . . „ 33,569,111 

zusammen M. 395,742,102 

und die einmaligen Ausgaben: 

für das Landheer, Kasernen-, Festungs¬ 
bauten u. s. w. auf.M. 51,815,424 

für die Marine „.„ 28,577,000 

zusammen M. 80,392,424 

im Ganzen also.M. 476,134,526 


Deutschland wird für eine lange Reihe von Jahren seine 
Wehrkraft nicht vermindern wollen und können. Es ist ein 
grosser Irrthum, Deutschland als die kriegerische Nation, 
als dasjenige Land zu bezeichnen, welches mehr als irgend 
ein anderes für sein Heerwesen verwendet. Frankreich, ob¬ 
wohl kleiner an Flächenraum und geringer in der Zahl 
seiner Bewohner, verwandte 1877 
auf seine Armee und seine Flotte . M. 580,056,000 
England, dessen Hauptstärke bekannt¬ 
lich die Flotte ist.„ 553,630,000 

das Deutsche Reich nur. n 440,617,000'). 

Für den Kopf der Bevölkerung betragen hiernach die 
Gesammtkosten für die Landesvertheidigung 
in Frankreich .... 16,07 

in England .... 16,91 

_ in Deutschland . . . 10,31 a ). 

0 cf. E. Pfeiffer: Vergleichende Zusammenstellung der Europäi¬ 
schen Staatsausgaben. Verlag von Gebrüder Kröner. Stuttgart 1877. 

2 ) ebendaselbst. 
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Zur Behauptung seines Ansehens und seiner Weltstellung 
braucht Deutschland einen grossen Bestand von Männern 
und Jünglingen, die sich unter den Fahnen befinden, bedarf 
es eines grossen Apparates von Beamten zur Verpflegung 
und Ausrüstung der Truppen, einer grossen Anzahl von 
Materialien, Geschützen, Pferden u. s. w. Nun frage man 
sich, ob nicht eine Vermehrung der indirekten Steuern, der 
Abgaben auf Nahrungs- und Genussmittel, die dem Soldaten 
unentbehrlich sind, den Satz für einen jeden derselben 
naturgemäss erhöhen müsse, ob nicht ein jedes Material, 
das zur Ausrüstung gehört, die Herstellung von Geschützen, 
der Bau von Kasernen, Zaumzeug für Pferde, Helme, 
Tornister und tausend andere Dinge in normalen Zeiten 
eine Preissteigerung erfahren müssen. Denn im Anfänge, 
vielleicht unmerklich, im Laufe der Zeit aber deutlich fühlbar 
wächst bei vermehrten Ausgaben eines jeden Einzelnen für 
seine täglichen Bedürfnisse der Arbeitslohn, und er muss 
wachsen, wenn die arbeitende Bevölkerung nicht in ganz 
ungesunde Verhältnisse gedrängt werden soll. Es steigen 
alle Artikel im Preise, die des menschlichen Fleisses be¬ 
dürfen, es steigt der Preis einer Maschine und der Werth 
der Hand, welche sie bedient. 

Was würde nun die erste Folge sein? Die für Heer und 
Flotte geforderten Summen reichten nicht mehr aus und 
müssten erhöht werden. Man hätte also eine Mehreinuahme, 
der eine Mehrausgabe gegenüberstände. 

Und jeder Beamte, gleicbgiltig, welcher Kategorie er an¬ 
gehöre, ob im Dienste des Reiches, ob im Dienste der 
Einzelstaaten stehend, müsste, da sich seine Bedürfnisse ver¬ 
teuern, eine Mehrforderung an den Staat stellen. Und von 
einer grösseren Einnahme hätte der Beamte nicht den 
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mindesten Vortheil; er lebte nicht um eines Haares Breite 
angenehmer, geselliger als ehedem. 

Man blicke nur auf England, das Land des Freihandels 
für die meisten Industrieerzeugnisse und der hohen indirekten 
Abgaben für Consumartikel, als Taback, Bier, Branntwein 
und einer ungeheuren Stempelabgabe. Obwohl die Präsenz¬ 
stärke der englischen Landarmee auf dem Friedensfusse nur 
106,000 Mann beträgt, verausgabt England für dieselben 
331,981,000 Mark, während das Deutsche Reich bei einer 
Präsenzstärke von 412,000 Mann nur 411,022,000 ver¬ 
ausgabt 1 ). 

Die gesammten Ausgaben für die Landarmee auf dem 
Friedensfuss betragen in Deutschland für den Mann 998 M., 
in England aber 3132 M. , in England also weit über drei¬ 
mal so viel als in unserem Vaterlande. Dabei ist freilich zu 
berücksichtigen, dass in England das Gesetz einer allgemeinen 
Militärpflicht nicht besteht. England wirbt seine Mannschaften 
und muss denen Vortheile bieten, die es an seine Fahnen 
fesseln will. Aber das Verhältniss von 3 : 1 in den Ausgaben 
für die Armee, bei der doch wahrlich mit der allergrössten 
Genauigkeit verfahren wird, entspricht der Thatsache, dass 
die Steuerbelastung des englischen Volkes dreimal so gross 
ist als die des deutschen. 

Und dieses Verhältniss von 3 : 1 springt mit erstaunlicher 
Regelmässigkeit demjenigen in die Augen, der sich einmal 
der Mühe unterzieht, die Einzelheiten des englischen Lebens 
zu beobachten und sie in Vergleich zu stellen mit den deut¬ 
schen Verhältnissen. In England sind die meisten Dinge, 
die zum täglichen Gebrauch gehören, seien es Nahrungs-, 


9 cf. E. Pfeiffer: Vergleichende Zusammenstellung der Europäi¬ 
schen Staatsausgaben. Verlag von Gebrüder Kröner. Stuttgart 1877. 
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seien es Genussmittel, — Thee, Kaffee, Bier, Taback, Arz¬ 
neien ungleich kostspieliger als in Deutschland. Jede Dienst¬ 
leistung im Hause, auf der Strasse ist drei- oft vier- und 
fünfmal so theuer, als hier. 

Der Verfasser hörte einmal einen jungen Deutschen, der 
sich in einer Apotheke einer Fabrikstadt des nördlichen Eng¬ 
land eine Fingerschnittwunde heilen liess, verzweifelnd aus- 
rufen: „Für das Geld hätte ich mir in Berlin beide Beine 
brechen können.“ So anekdotenhaft das auch klingt, illustrirt 
es doch zur Genüge den Unterschied in den Preisverhältnissen. 

Aber die Höhe der Preise aller Lebensbedingungen, sie 
macht sich den Fremden fühlbar, nicht den Einheimischen. 
Denn bei diesen gleicht der weit grössere Verdienst, der 
höhere Lohn den höheren Preis der Lebensbedürfnisse aus. 
Jeder englische Arbeiter, jeder männliche oder weibliche 
Dienstbote, jeder Lastträger erhält für seine Leistungen eine 
höhere Bezahlung als sein deutscher Berufsgenosse. Ein 
Diener oder Kutscher in einer englischen Familie hat eine 
grössere jährliche Einnahme, als ein deutscher Seminarlehrer 
oder Subalternbeamter. Ein junger Anfänger auf einem 
Comtoir in London, Liverpool oder Manchester bezieht ein 
beträchtlicheres Gehalt, als ein bewährter, langjähriger Buch¬ 
halter oder Cassirer in einer deutschen Firma, der Weib und 
Kind zu ernähren hat. Und so geht es hinauf bis in alle 
Klassen und Stände, bis zu den grössten Gelehrten und den 
höchsten Beamten. Man vergleiche nur die Einnahmen eines 
Professors an den Universitäten in Cambridge oder Oxford 
mit denen eines Professors in Heidelberg, Göttingen oder 
Berlin, das Gehalt eines englischen Minister mit dem eines 
preussischen. 

Der ungeheure Reichthum eines Theils der englischen 
Bevölkerung, Englands Industrie, die in ihrer Ausdehnung 
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alle anderen Völker überragt, sein mächtiger, in allen Zonen, 
auf allen Meeren herrschender Handel haben diese Verhält¬ 
nisse sich entwickeln lassen, und nicht auf einmal, sondern 
langsam, im Laufe von Jahrhunderten. 

Welche Zustände würden in Deutschland geschaffen 
werden, wenn das, was zum täglichen Gebrauch, zur täglichen 
Gewohnheit gehört, vertheuert würde, und zwar nicht vor¬ 
übergehend durch Zufälle oder Missernten, sondern für die 
Dauer, ohne dass jene Vorbedingung vorhanden wäre, die 
Möglichkeit, durch Mehreinnahmen die Mehrausgaben zu 
bestreiten. Denn da, wo die Ausgabe nicht im Einklänge 
steht, mit der Einnahme, erfüllt sich das uralte Gesetz im 
Leben des Einzelnen, wie im Leben der Völker: es tritt 
Elend ein und Untergang. Für das Leben der Völker ist 
die -Geschichte reich an erschütternden Beispielen und für 
das Leben der Einzelnen giebt das grosse Handelsvolk, von 
dem wir eben gesprochen, täglich die treffendsten Lehren. 
Denn in jenen Theilen des Inselreiches, in welchen die 
Theuerung der Lebensbedingungen nicht ausgeglichen wird 
durch grösseren Verdienst, herrscht das Elend in seiner 
grausenerregendsten Gestalt; wie denn üherhaupt in keinem 
Lande der Erde der grösste Reichthum und die bitterste 
Armuth sich so schroff gegenüberstehen, als in dem geprie¬ 
senen Grossbritannien. 

Sind denn nun in England, das seine Haupteinnahmen aus 
den indirekten Steuern erzielt, durch diese die direkten Ab¬ 
gaben geringer geworden oder überhaupt geringer als in 
einem der deutschen Staaten? Sehen wir uns doch die 
Zahlen einmal genauer an. Nach den „Finance accounts of 
the United kingdom of Great Britain and Ireland for the 
financial year 1876 — 1877“ betrug in England, bei einem 
Budget von £ 80,099,052 Einnahmen und £ 79,868,276 Aus- 
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gaben, die Brutto - Einnahme (und nur diese kann hier in 
Frage kommen, denn sie repräsentirt allein die wirkliche 
Belastung der Bevölkerung): 

aus der Consumsteuer, also aus den Ab¬ 
gaben für Branntwein, Malz, Zucker . £ 24,111,723 

dazu Licenzen für den Verkauf von Con- 

sumtibilien (Branntwein, Bier, Taback) „ 1,952,995 

aus der Stempelsteuer.„ 11,126,494 

zusammen £ 37,121,212 

oder M. 743,824,240 d. h. für den Kopf der englischen Be¬ 
völkerung M. 22,17. 

In dem grössten deutschen Staate, in Preussen, dessen 
Budget für 1877—1878 M. 651,638,414 in der Einnahme und 
ebenso viel in der Ausgabe ausmacht, betragen die indirekten 
Abgaben, wenn man die erwähnten für Rechnung des Deut¬ 
schen Reiches erhobenen Steuern nach Abzug der Eingangs¬ 


zölle nach der Einwohnerzahl vertheilt . M. 102,234,023 
dazu die in Preussen erhobenen indirekten 

Steuern mit.„ 46,389,000 

also zusammen M. 148,623,023 


d. h. pro Kopf der preussischen Bevölkerung M. 5,77. 

Neben der Consumsteuer, den Licenzen und der Stempel¬ 
steuer wurden in England in dem genannten Finanzjahre er¬ 
hoben: 

an Licenzen für männliche Dienstboten — 
und diese gehören doch zweifellos in 
das Bereich der direkten Steuern —, 

Besteuerung einiger Gewerbe (Wagen¬ 
steuer u. s. w.).£ 1,614,605 

Abgaben für Eisenbahnbillets . . . . „ 728,729 







an eigentlichen direkten Steuern: 

Grund- und Gewerbesteuer . . . . „ 2,545,352 

Einkommensteuer. . » 5,340,718 

zusammen £ 10,229,4Ö4~ 

oder M. 204,558,080 d. i. auf den Kopf der englischen Be¬ 


völkerung M. 6,12. 

Im Königreich Preussen beträgt 
die Grund- und Gebäudesteuer . . . M. 56,683,000 

die klassificirte Einkommensteuer . . „ 30,264,000 

die Klassensteuer.„ 41,390,000 

die Gewerbesteuer.. 18,107,000 

die Eisenbahnabgaben.. 4,068,000 

verschiedene kleine Steuern .... „ _ 451,000 


zusammen M. 150,963,000 

pro Kopf der preussischen Bevölkerung also M. 5,80. 

Die preussische direkte Besteuerung ist also, wie der 
preussische Finanzminister im Abgeordnetenhause (Sitzung 
vom 20. November 1878) hervorhob, keine unverhältniss- 
mässig hohe. Was sie drückend macht, ist, wie der Minister 
sich ungefähr ausdrückt, der Umstand, dass Gemeinden, 
Kreise und Provinzen darauf angewiesen sind, ihre Bedürf¬ 
nisse durch Zuschläge zu diesen Steuern zu decken. Aber 
hat denn nicht auch in anderen Ländern jeder Bürger an 
den Ausgaben für die Gemeinde, welcher er angehört, mit¬ 
zutragen? Und bezahlt er damit nicht ganz greifbare Dinge, 
deren Nutzen, deren Annehmlichkeit er täglich empfindet, 
gut gehaltene, gepflasterte Strassen und Plätze, Beleuch¬ 
tung derselben, die öffentliche Sicherheit u. s. w.? Es ist 
aber eine Eigenheit des Norddeutschen, die besonders präg¬ 
nant bei dem Berliner hervortritt, über Abgaben für das 
Gemeinwohl, weil diese nicht seiner Person ausschliesslich 
zu gute kommen, zu klagen und die Quittungen des Steuer- 
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boten niemals ohne Marren zu empfangen, während er doch 
die Rechnungen des Weinhändlers, des Bäckers, des Schläch¬ 
ters, des Putz- und Modehändlers, selbst Rechnungen für 
Luxusgegenstände und in den meisten Fällen weit erheb¬ 
lichere Summen mit der freundlichsten Miene bezahlt. 

Die Einnahmen endlich, welche England aus seinen Ein¬ 
gangszöllen, welche fast ausschliesslich Consumtionsartikel 
betreffen und somit auch zu den indirekten Steuern gehören, 
erhält, betrug £ 20,044,263 od. M. 400,885,260. Die Summe, 
welche das Deutsche Reich aus derselben Quelle vereinnahmte, 
war im gleichen Jahre nicht grösser als M. 106,818,520. 

Eine Erhöhung der Eingangszölle lediglich auf Industrie¬ 
produkte würde nicht allein mittelbar, sondern auch un¬ 
mittelbar die Einnahmen des deutschen Reiches vermehren, 
sie würde der gesammten deutschen Gewerbethätigkeit se¬ 
gensreiche Früchte bringen, wenn man sie auf jene indu¬ 
striellen Erzeugnisse vertheilte, welche unter dem Druck der 
Concurrenz des für diese oder jene Industrie oft viel be- 
günstigteren Auslandes in Deutschland nur mühsam fabricirt 
werden können. So manche Stätte früheren Schaffens könnte 
sich wieder erheben, so mancher Zweig der Produktion ge¬ 
wönne von Neuem Licht und Wärme, so Mancher, der heute 
darbt, erhielte wieder Arbeit und Verdienst. Neue Consu- 
menten würden hervorgerufen, neue indirekte und direkte 
Steuerzahler. 

In Frankreich betrug die Einnahme, welche 1877 aus 
den Eingangszöllen erzielt wurde, Fcs. 268,355,800 oder 
M. 214,684,640. Unzweifelhaft gehört diese bedeutende 
Summe in das Reich der indirekten Abgaben. In der Art 
und Weise aber, wie die Zölle auf die einzelnen Industrie¬ 
zweige vertheilt sind, sind sie der französischen Gewerbe¬ 
thätigkeit von unberechenbarem Nutzen und tragen wesent- 


lieh dazu bei, dass diese nach allen Richtungen mensch¬ 
licher Thätigkeit hin stetig und glücklich fortschreitet. Von 
allen Völkern widmet Frankreich seiner gewerblichen Ent¬ 
wicklung die grösste Aufmerksamkeit und Sorgfalt. Es 
verausgabt die grössten Summen für seine Verkehrswege 
und für andere öffentliche Bauten, so dass die hohen Ab¬ 
gaben immer wieder denen zu gute kommen, die sie zahlten, 
sie rufen immer neue Thätigkeit hervor und bilden immer 
neue Quellen des Verdienstes. Der sorgfältigen Wartung 
ihrer Industrie, dem Fleiss und der Geschicklichkeit ihrer 
Handwerker danken die Franzosen vorzugsweise die uner¬ 
schöpflichen Hilfsquellen, über welche sie verfügen, und die 
uns oft in Erstaunen setzen. 

Man darf auch nicht vergessen, dass Frankreichs mate¬ 
rieller Wohlstand zum Theil auf der Ergiebigkeit seines 
Bodens beruht, der unter der sorgsamsten Pflege nicht allein 
reichliche, sondern auch in hohem Grade werthvolle Erträge 
liefert. Schaffte ihm doch sein von einer milden Sonne 
beschienener Boden, der oft in ungeahnter Fülle seine Gaben 
spendet, schon vor grauen Jahren den Namen des „schönen 
und glücklichen Frankreich“. 

Da darf es denn nicht Wunder nehmen, dass die indi¬ 
rekten Abgaben im Laufe der Zeit eine gewaltige, fast un¬ 
glaubliche Höhe erreichen konnten; dass sie aber das Leben 
nicht fühlbar vertheuert hätten, wird von Niemand bestritten; 
mehren sich doch auch die Stimmen französischer National¬ 
ökonomen, welche die gegenwärtigen indirekten Abgaben als 
allzugrosse Lasten der Bevölkerung bezeichnen; beginnt man 
doch zu fordern, dass man sie verringere lind direkte an 
ihie Stelle setze. Jedenfalls ist es bezeichnend, dass man 
eine Verminderung der Steuern, welche die günstige fran¬ 
zösische Finanzlage gestattet, den indirekten, nicht den di- 
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rekten Steuern zu gute kommen lässt. Die indirekten Steuern 
betrugen für 1877 bei einem Budget von Fcs. 2,737,003,812 
in der Einnahme und Fcs. 2,947,630,470 in der Ausgabe 1 ) 

an Getränkesteuer.Fcs. 377,889,000 

an Abgaben für Salz, Essig etc., 

Cichorien, inländischen Zucker 


(für letzteren allein 122,842,000) „ 139,618,000 

an Papiersteuer, Abgabe für Oele, 

Seife, Stearinkerzen, Zündhölzer „ 46,508,000 

an Aufschlag auf Eisenbahnbillets 

und auf den Frachtverkehr . . „ 98,536,000 

an verschiedenen Steuern ... „ 50,318,000 

an Tabacksmonopol. „ 312,440,000 

an Pulvermonopol. „ 13,984,000 

an Stempelsteuer. „ 154,240,000 


zusammen Fcs. 1,193,533,000 
oder M. 954,826,400 und auf den Kopf der Bevölkerung 
M. 26,45 — mehr also wie in England. 

Bei dieser hohen Summe sollte man meinen, müsste 
die direkte Besteuerung eine ganz geringe sein. Das gerade 
Gegentheil aber ist der Fall. Nach dem gleichen Budget 


betrugen die direkten Steuern 

an Grundsteuer.Fcs. 172,400,000 

an Personal- und Mobiliarsteuer . . „ 58,500,000 

an Gewerbesteuer. „ 115,938,400 

an Thür- und Fenstersteuer und div. „ 41,340,600 

Fcs. 388,179,000 

den direkten Steuern assimilirte spe- 

ciellere. „ 24,291,600 

_ zusammen Fcs. 412,470,600 


l ) Annuaire de l’^conomie politique et de la statistique par 
Maurice Block. Paris, Guillaumin et Cie. 1877. 

2 
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oder M. 329,976,480 und somit auf den Kopf der Bevöl¬ 
kerung M. 9,14. 

Die direkte Besteuerung in Frankreich ist also trotz der 
ungeheuren indirekten Abgaben pro Kopf der Bevölkerung 
um 3,34 Mark oder um 63 pCt. höher als in dem grössten 
deutschen Staate. Rechnet man aber die Abgaben für Eisen- 
bahnbillets und für den Eisenbahnfrachtverkehr anstatt zu 
den indirekten in das Bereich der direkten Steuern, wie die 
Eisenbahnabgaben überhaupt zu den letzteren gehören, so 
würde die direkte Besteuerung in Frankreich pro Kopf der 
Bevölkerung diejenige Preussens um 94 pCt. übersteigen. 

Das thut doch wohl zur Genüge dar, dass eine Erhöhung 
der indirekten Abgaben wohl dem Staate eine erhöhte Ein¬ 
nahme zuführen kann, keinesfalls aber, wie ein grosser Theil 
der Bevölkerung glaubt, die direkten Abgaben zu vermindern 
vermag. Diese werden sich vielmehr, dem Laufe der Dinge 
folgend, mit den vermehrten indirekten Abgaben auch er¬ 
höhen müssen. In Frankreich, auf das man heute so häufig 
hinweist, ist das in der allereklatantesten Weise geschehen, 
denn während 1875 die direkte Besteuerung von der Ge- 
sammtsteuereinnahme 25 pCt. bildete, ist sie innerhalb zweier 
Jahre auf 31 pCt. gestiegen. 

Ein Volk, das sich in seinen Einnahmen hauptsächlich 
auf eine indirekte Besteuerung stützt, muss über Hilfsquellen 
gebieten, wie sie Frankreich und England besitzen. Wollte 
das deutsche Volk mit seinen spärlichen Einnahmequellen, 
mit seinen beschränkten Handelsverhältnissen Aehnliches 
versuchen, so würde es das geringe Mass von Wohlstand, 
welches es gegenwärtig besitzt, auch noch vernichten. 

Keiner hat über diese Art der Besteuerung klarer und 
treffender gesprochen, als Adam Smith in seiner „Unter¬ 
suchung über das Wesen und die Ursachen des Volkswohl- 


19 


Standes“. 1 ) „Die Steuern auf den Lebensbedarf“ — sagt 
er — „haben denselben Einfluss auf die Umstände des 
Volkes, wie ein unfruchtbarer Boden und ein ungünstiges 
Klima. Die Lebensmittel werden dadurch auf dieselbe Art 
vertheuert, als wenn zu ihrer Erzeugung mehr Arbeit und 
Kosten erforderlich wären. — Solche Steuern sind, wenn 
sie eine gewisse Höhe erreicht haben, ein Fluch, wie die 
Unfruchtbarkeit des Bodens und die Rauheit des Klimas; 
und dennoch werden sie gerade in den reichsten und ge- 
werbefleissigsten Ländern am allermeisten aufgelegt. Andere 
Länder könnten so grosse Uebel nicht ertragen. Wie nur 
die kräftigsten Körper bei einer ungesunden Diät leben und 
gesund bleiben können, so können auch nur solche Nationen 
bei so grossen Steuern bestehen und gedeihen, die in jeder 
Art von Gewerbefleiss die grössten natürlichen und erwor¬ 
benen Vortheile gemessen.“ 

Nachfolgende von Carl Victor von Riecke 2 ) verfasste 
Tabelle beweist, dass in fast sämmtlichen europäischen Na¬ 
tionen, die eine höhere Consumsteuer pro Kopf der Bevöl¬ 
kerung aufweisen als Preussen oder Deutschland, auch die 
direkte Besteuerung pro Kopf der Bevölkerung eine grössere 
ist. Zu den wenigen Ausnahmen gehört Bayern. In diesem 
Lande ist ein Industriezweig, das Braugewerbe, so ungemein 
entwickelt, dass die hiervon erhobene Steuer, die Braumalz¬ 
steuer, fast alle übrigen Steuern ersetzt. Die Verhältnisse 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika können nicht in 
Betracht gezogen werden, da sie in keiner Weise eine Ana¬ 
logie mit deutschen Verhältnissen darbieten. Zudem sind 


A ) Deutsch von F. Stöpel. Berlin 1878. Expedition des Merkur. 

2 ) Die internationale Finanzstatistik, ihre Ziele und ihre Grenzen 
von K. V. v. Riecke. Stuttgart. Karl Aue. 1876. 


2 * 
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in der untenstehenden Tabelle nur die Einnahmen der Cen¬ 
tralregierung angegeben, welche sich fast ausschliesslich aus 
den Consumsteuern und den hohen Eingangszöllen zusam¬ 
mensetzen, während sich die Communen und die Einzel¬ 
staaten in ihren Einnahmen lediglich auf eine direkte Be¬ 
steuerung, auf die grossen Erträge der Grundsteuer stützen. 
Der Bruttoertrag der wichtigsten Steuern und die ganze 
Steuerbelastung pro Kopf in Fes. beträgt nach der genannten 
Tabelle: 


für Frankreich . . 

Steuerbelastung 
im Ganzen. 

. 61,2 

Directe 

Steuern. 

11,6 

Consum- 

Steuern. 

22,6 

Zölle. 

8,7 

11 

Grossbritannien . 

. 52,0 

8,9 

19,9 

16,5 

11 

Argentina . . . 

. 45,7 

— 

— 

45,0 

n 

Vereinigte Staaten 

45,0 

2,5 

12,4 

28,3 

n 

Niederlande . . 

. 41,4 

12,5 

16,2 

3,2 

11 

Oesterreich . . 

. 36,5 

11,0 

16,9 

2,8 

n 

Italien .... 

. 31,6 

14,6 

15,0 

3,5 

n 

Canada . . . 

. 26,2 

— 

7,0 

19,0 

11 

Brasilien . . . 

. 26,1 

2,0 

0,1 

21,8 

ii 

Belgien . . . 

. 24,0 

7,5 

5,3 

2,5 

n 

Portugal . . . 

. 23,7 

7,1 

6,5 

7,2 

n 

Chile .... 

22 2 

2,5 

3,6 

15,0 

ii 

Baden .... 

. 22*1 

7,5 

5,2 

3,8 

ii 

Württemberg 

. 21,2 

8,2 

8,3 

3,8 

ii 

Preussen . . . 

. 20,9 

7,0 

5,9 

3,8 

ii 

Deutschland . . 

. 20,3 

6,7 

6,0 

3,8 

ii 

Ungarn . . . 

. 19,2 

6,2 

8,5 

1,0 

ii 

Russland . . . 

. 18,3 

5,4 

9,6 

2,5 

n 

Bayern . . . 

. 18,1 

4,6 

6,6 

3,8 

ii 

Griechenland 

. 16,3 

7,5 

0,3 

6,5 

ii 

Schweiz . . . 

. 15,7 

5,0 

10,8 

ii 

Sachsen . . . 

15,4 

4,6 

5,9 

3,8 

ii 

Norwegen 

. 14,0 

— 

3,8 

9,9 
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Welche Systeme auch in den verschiedenen Ländern ein¬ 
geführt sind, darüber wird wohl kein Zweifel bestehen, und 
darüber sind die Nationalökonomen, deren Namen in aller 
Munde leben und deren hohe Bedeutung man anerkennt, 
einig, dass die Abgaben auf Gegenstände des Gebrauchs zum 
grössten Theil von der ärmeren Bevölkerung gezahlt werden. 
Es ist vielleicht nicht uninteressant nach dem schottischen 
Lehrer, den wir oben gehört, auch die Stimme eines fran¬ 
zösischen Gelehrten zu hören. Johann Baptiste Say sagt in 
seinem „Cours complet d’economie politique 1 )“ über diese 
Art von Steuern: „Die Consumtionssteuer steht nothwendiger 
Weise im Verhältniss zum Quantum der consumirten Waare; 
und da das Quantum der consumirten Sachen nicht dem Ver¬ 
hältnisse des Vermögens folgt, so ergiebt sich daraus, dass 
diese Art der Steuer, welche in stark besteuerten Ländern 
die Hauptrolle spielt, um so stärker auf die Steuerzahlenden 
fällt, je weniger reich sie sind. Ein Mann, der ein Ein¬ 
kommen von 300,000 Frcs. hat, kann nicht dreihundertmal 
so viel Zucker oder Wein consumiren wie Jemand, der nur 
1000 Frcs. Einkommen hat.“ Say sagt an einer andern 
Stelle des genannten Werkes: „Man hat gesagt, die indi¬ 
rekten Steuern seien nicht so drückend und nicht so schwer 
zu bezahlen wie die andern; man hat sogar gesagt, der 
Steuerzahlende bezahle sie, ohne sie gewahr zu werden; 
und er verwechsle ihren Betrag mit dem Opfer, zu welchem 
er sich entschliesse, um die besteuerten Consumtionen zu 
geniessen. Er scheint sich denselben entziehen zu können, 
wenn er sich die Consumtionen, auf deren Veranlassung sie ein¬ 
gefordert werden, versagt. Aber sie haben grosse Uebelstände. 


1 ) Deutsch von Max Stirner. Leipzig, Verlag von Otto Wigand. 
1845. 
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1 


Ein grosser Uebelstand ist es zunächst, zu produciren und seine 
Produkte oder die Produkte, welche man vermittelst derselben 
erwerben könnte, nicht zu consumiren. Weil sie keine persön¬ 
lichen Beschwerden erregen, und weil die Steuerbeamten 
den Klagenden antworten können: „Es steht in Eurer Macht, 
Euch denselben zu entziehen“ hat ihnen der Fiskus eine 
scandalöse Ausdehnung geben können, wie die Accise in 
England und die Regie der indirekten Steuern in Frankreich 
beweisen. Sie stehen in keinem Verhältniss zum Vermögen 
der Steuerzahlenden. Der Reiche und der Arme consumiren 
Salz; aber der Reiche, welcher ein hunderttausendmal grös¬ 
seres Vermögen als der Arme hat, consumirt nicht hundert¬ 
tausendmal mehr Salz als er.“ — „Diese Steuer“ — sagt 
er ferner — „steht ebensowenig im Verhältniss zum Preise. 
Sie kann weder zum Ertrage der Ernte noch zur Qualität 
in Verhältniss gebracht werden. — Man kann behaupten, 
dass die indirekten Steuern am allerungleichsten vertheilt 
sind, und dass in denjenigen Ländern, wo sie herrschen, 
die ärmeren Familien geopfert werden. Es ist dies eins der 
Leiden Englands.“ 

Gesetzt aber die gegeutheilige Anschauung bräche sich 
im Deutschen Reiche Bahn, es sei eine Unmöglichkeit, Er¬ 
sparnisse in der Ausgabe herbeizuführen, unwiderruflich trete 
die Forderung von Hilfsquellen an die deutschen Gesetz¬ 
geber heran, man wolle keine anderen Wege, als die der 
indirekten Besteuerung beschreiten, — so lege man diese 
Abgaben auf Gegenstände, die nicht im Inlande fabricirt 
werden, man treffe nicht grosse einheimische Industrieen, die 
in der Gegenwart schon hart genug mit den Verhältnissen 
ringen. Müssen also neue Steuern aufgebracht werden, so 
führe man solche ein, welche ergiebig sind und sich gleich- 
mässig auf eine grosse Bevölkerungsklasse vertheilen lassen, 
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die wohl im Stande ist, diese Belastung zu ertragen, ohne 
die Wirkung derselben allzusehr zu fühlen, so dass der 
ärmere Theil der Bevölkerung unberührt bleibt. Es sind 
diese z. B. die Stempel- und Quittungssteuer, welche in den 
beiden grossen Culturländern, von denen wir vorhin ge¬ 
sprochen, colossale Erträge liefert. 

An den bestehenden indirekten Steuern soll nicht ge¬ 
rüttelt werden; es soll auch nicht bestritten werden, dass 
einzelne Gegenstände z. B. Tahack zu Gunsten der Reichs¬ 
einnahmen eine höhere Besteuerung als die bisherige ertragen 
können. Diese Ausführungen richten sich gegen die Mono- 
polisirung eines Zweiges des Landbaues und der Industrie, 
richten sich gegen angedeutete Belastungen von Industrie¬ 
zweigen , die nicht allein empfindlich geschädigt werden 
würden, sondern deren erhöhte Belastung ein wirthschaft- 
liches Unglück herbeiführen würde. „Verbrauchssteuern für 
gewisse Gewerbezweige,“ — sagt Adam Smith 1 ) — verur¬ 
sachen nothw r endig Hemmnisse und Störungen. Da sie stets 
den Werth der besteuerten Waaren steigern, so schädigen 
sie ihre Consumtion und mithin ihre Produktion. Sie haben 
immer die Tendenz, die Menge produktiver Arbeit unter das 
Mass zu reduciren, das sie sonst erreichen würde“. 

Hierin liegt der Kernpunkt der ganzen Frage. Man ver¬ 
gesse nicht, dass man, einem Phantom folgend, eine Menge 
bisher fleissiger Menschen um ihre und ihrer Familien 
Existenz bringt, dass dieselben aufhören, Steuerzahler zu 
sein, und dass dem Staate eine alte Einnahmequelle versiegt. 
Man schaue sich einmal um im wirklichen Leben und be- 


x ) Untersuchung über das Wesen und die Ursachen des Volks¬ 
wohlstandes. Deutsch von F. Stöpel. Berlin 1878. Expedition des 
Merkur. (Band IV). 
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trachte einmal die traurigen Einflüsse, welche nur die An¬ 
deutung einer neuen Steuererhöhung auf einzelne Zweige 
der deutschen Gewerbethätigkeit geübt haben. Man beurtheile 
die Frage der indirekten Besteuerung im Interesse der ge¬ 
werbetreibenden und arbeitenden Bevölkerung. 

Grade um dieser, der Masse der deutschen Bevölkerung 
willen ist es dringend geboten, die wirtschaftlichen, in die 
vitalen Interessen der Nation eingreifenden Fragen nicht 
nach einer allgemeinen Schablone zu beurtheilen. Nament¬ 
lich ist es notwendig, Eingangszölle, wie schon in der 
Einleitung erwähnt wurde, für vom Auslande eingefiihrte 
Erzeugnisse, welche der heimischen Industrie und den 
Millionen, welche in ihr ihren Beruf und ihren Unterhalt 
finden, zu Gute kommen sollen, von den indirekten Ab¬ 
gaben, welche die inländische Industrie, sei es die Tabacks-, 
die Brau-, die Zuckerindustrie oder andere Gewerbezweige 
belasten und in ihrer Entwickelung stören, von einander 
getrennt zu halten. Trotzdem verhehlt sich der Verfasser 
nicht, dass diejenigen, welche auf ihrem doktrinären Stand¬ 
punkte beharren, und ebenso die extremen Schutzzöllner, ihm 
vorwerfen werden, dass er, indem er in einer früheren Ar¬ 
beit, deren Ansichten in ihrem vollen Umfange aufrecht er¬ 
halten werden, für schützende Zölle, welche doch ver¬ 
schiedene Gegenstände der Industrie vertheuern müssten, 
eingetreten, erhöhten Abgaben das Wort geredet habe, Denen 
diene zur Antwort 1 ), dass schützende Zölle, wenn sie die 
Waare den Consumenten vertheuern, vom Uehel sind und 
nur von Denen befürwortet werden können, deren Trieb¬ 
feder nichts ist als verwerflicher Eigennutz. Schützende 


Siehe auch: Friedrich List, Deutschlands grosser Yolkswirth 
von Fr. Goldschmidt. Berlin, Verlag von Julius Springer 1878. 
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Zölle für einzelne Industriezweige sollen diesen die Mög¬ 
lichkeit gehen, sich zu entwickeln. Sie sollen, indem sie 
eine natürliche, innere Konkurrenz entstehen lassen, die 
Preise vermindern, nicht erhöhen. Sie sollen den Untergrund 
gehen für den Aufbau einer nationalen Industrie, wie sie 
England und Frankreich sich durch die gleichen Massregeln 
geschaffen haben. Und von diesem Gedanken allein war 
, Friedrich List geleitet, wenn er „zur Erhaltung des Stammes 
der Nationalindustrie, welche unverbrüchlicher Grundsatz 
sein muss, weil auf ihr die Unabhängigkeit und Zukunft der 
Nation beruhen“, Deutschland ein angemessenes Schutzzoll¬ 
system empfahl. „Aber“, — urtheilt der grosse Volks- 
wirth 1 ), — „jede Ueberschreitung und Uebereilung des 
Schutzes straft sich selbst durch Verminderung des eigenen 
Wohlstandes“. Und auf demselben Standpunkte steht 
F. Reuleaux, wenn er in seinem zu Leipzig gehaltenen Vor¬ 
trage „über Deutschlands gewerbliche Bestrebungen und 
Aufgaben“ 2 ) die Industrie als nationale Angelegenheit auf¬ 
gefasst haben will. „Von diesem Grundgedanken aus“, — 
sagt er —, „werden die Verkehrs-, Zoll- und Steuerfragen, 
die gewerbliche Gesetzgebung und manche andere Fragen 
zu prüfen und zu beurtheilen sein, und in den Linien dieser 
Auffassung werden sich Gegensätze verschmelzen und ge¬ 
meinsame Anschauungen verstärken zum Wohl nicht nur 
der Industrie, sondern auch des Landes und Reiches“. 

Das Feldgeschrei: „hie Schutzzoll, hie Freihandel“ hat 
eine sehr ernste wirthschaftliche Frage zum Gegenstand un¬ 
aufhörlichen Parteihaders gemacht und hat die objektiven 


*) Friedrich List, Nationales System. 

2 ) Abgedruckt in: Nord und Süd. Eine deutsche Monatsschrift, 
herausgegeben von Paul Lindau. (Verlag von Georg Stilke. Berlin.) 
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Anschauungen getrübt. Wie wäre ohne eine Trübung der 
Anschauungen wohl der Widerspruch zu erklären, dass 
grade diejenigen, welche den Schutz der nationalen Arbeit 
auf ihr Panier schreiben, es sind, welche der nationalen 
Arbeit durch erhöhte Belastung einzelner Industriezweige 
die härtesten Schläge versetzen wollen. Denn dass die Ab¬ 
wälzung einer constanten Vertheuerung der Produktion auf 
das consumirende Publicum nicht ohne schwere Convulsionen # 
innerhalb der einzelnen Industriezweige vor sich gehen kann, 
das werden doch diejenigen am besten wissen, die über ein 
so grosses Mass praktischer Erfahrungen zu verfügen 
wähnen. 

Erst wenn unsere Gewerbe wieder blühen, wenn uns ein 
gewisses Mass von Wohlstand wieder geworden, wenn der 
Consum im Zunehmen statt wie in der Gegenwart im Ab¬ 
nehmen begriffen sein wird, wenn wieder frisches Blut die 
Adern unseres gewerblichen Lebens durchströmt, wird man 
an die Frage der Erhöhung der indirekten Abgaben heran¬ 
treten können, und wird dieselbe, so schwer wiegende Folgen 
sie für Einzelne auch haben mag, doch für die allgemeine 
Gewerbethätigkeit ohne allzugrosse Störungen vor sich gehen 
können. 

Die deutsche Gewerbethätigkeit, anstatt als nationales 
Gut gehegt und gepflegt zu werden, hat, und wahrlich nicht 
zu ihrem Vortheil, zum Versuchsfelde für alle möglichen 
Experimente dienen müssen, und eine der wesentlichsten Ur¬ 
sachen ihres Niederganges ist die Unsicherheit. Man hüte 
sich weitere, noch gewagtere Experimente zu machen, die 
sich bitter rächen könnten. 

Kein Volk der Erde hat so über seine gewerbliche Thä- 
tigkeit zu wachen, wie gerade das Deutsche. Es besitzt 
nicht die Colonien und den Handel Englands, nicht den 
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erntereichen, fruchtbaren Boden Frankreichs oder Nord¬ 
amerikas. Deutschlands Reichthum gründet sich allein auf 
seine Gewerbethätigkeit. Sie zu fördern, nicht zu zerstören, 
muss die Aufgabe des Reiches und seiner Gesetzgeber 


sein. 



ZWEITES KAPITEL. 

Die Besteuerung des Tabacks und das Tabacksmonopol. 


Dasjenige Object weitverzweigter deutscher Thätigkeit, 
welches zunächst von einer Erhöhung der indirekten Abgaben 
betroffen werden soll, ist der Tahack, seine Cultur, die Her¬ 
stellung von Tabacksfabrikaten und der Handel mit solchen. 

Der Tahack ist in fast sämmtlichen Culturstaaten be¬ 
steuert, und man kann nicht bestreiten, dass kein Gegen¬ 
stand sich besser zu einer Staatseinnahme eignet, als grade 
der Tahack. Er gehört in die Reihe der Genuss- nicht der 
Nahrungsmittel. Damit darf aber nicht behauptet werden, 
dass er entbehrlich sei. Derjenige Deutsche, welcher seiner 
ersten Bürgerpflicht genügt, der unter den deutschen Fahnen 
gedient, wird sich überzeugt haben, von welchem Werthe 
dem deutschen Soldaten seine Pfeife und seine Cigarre sind. 
Sie erleichtern ihm die Anstrengungen der Märsche, sie helfen 
ihm über so manche Entbehrung, oft über Hunger und Durst 
hinweg und lassen ihn in den Stunden der Gefahr seine gute 
Laune nicht verlieren. 

Und ebenso ist dem Arbeiter oder Handwerker, wenn er 
nach des Tages Mühen und Lasten heimkehrt, seine Pfeife 
ein Labsal, das seine oft ärmliche Hütte ihm behaglicher 
macht, ihm sein oft sorgenvolles Dasein weniger trostlös er- 
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scheinen lässt, und das ihm zu verkümmern in der Absicht 
keiner Gesetzgebung liegen kann. 

In England, in den Vereinigten Staaten von Nord-Amerika, 
in Frankreich, in Oesterreich-Ungarn — in den beiden letzt¬ 
genannten Ländern besteht wie in Italien und Spanien das 
Monopol — ist der Taback weit höher besteuert als in 
Deutschland, und während jene Staaten sehr grosse Erträg¬ 
nisse von ihm ziehen, sind die Summen, welche das deutsche 
Reich aus dem Tabacksbau und den Eingangszöllen für 
Taback und Tabacksfabrikate vereinnahmt, ganz unbeträcht¬ 
liche. So erzielten aus der Tabacksbesteuerung im Jahre 1875 


Frankreich (Monopol).M. 251,120,718 

die Vereinigten Staaten von Nord¬ 
amerika (Fabrikatsteuer und Ein¬ 
gangszölle) .„ 174,333,000 

Oesterreich-Ungarn (Monopol) . . . „ 173,935,886 

England (Eingangszölle).„ 151,394,826 

Deutsches Reich (Flächensteuer und 

Eingangszölle).„ 13,573,922 

und pro Kopf der Bevölkerung betrug die Tabacksbesteue¬ 

rung 1875 

in Frankreich.M. 6,96 

in Oesterreich-Ungarn.„ 4,85 

in England.„ 4,69 

in den Vereinigten Staaten von Nordamerika „ 4,52 

im Deutschen Reich.„ 0,32*) 


Deutschland ist also, obgleich der Consum in ihm der grösste 
ist, und obgleich die Deutschen anerkannt weit stärkere 


9 Entwurf eines Gesetzes betreffend die Besteuerung des Ta- 
backs nebst Motiven und Anlagen,. Berlin 1878. Carl Heymanns 
Verlag. 
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Raucher als die Engländer, die Franzosen und die Nord- 
Amerikaner sind, dasjenige Land, in welchem die Tabacks- 
besteuerung am allergeringsten ist. 

Wenn man aber die Ursachen erfragt, weshalb der 
Tabacksbau, die Tabacksindustrie und der Tabackshandel 
grade in Deutschland so blühende geworden sind und in 
ihrer Ausdehnung, mit der alleinigen Ausnahme der Ver¬ 
einigten Staaten von Nordamerika, die aller andern Staaten 
weit übertreffen, so ist die Antwort, weil der Tabacks- 
verkehr in Deutschland sich freier entfalten konnte als in 
irgend einem anderen Lande, und weil die Fesseln, die man 
ihm auferlegte, nur ganz geringe, keine fühlbaren waren. 
Denn die Brutto-Einnahme des Reiches aus dem Taback setzt 
sich fast ausschliesslich aus den Eingangszöllen und nur 
zum allergeringsten Theile aus der Flächensteuer zusammen. 


Der ungefähre Tabacksverbrauch für den Kopf der Be¬ 
völkerung in verschiedenen Staaten berechnet sich im Jahre 


1875: 

im Deutschen Reiche 

auf . . 

. 5,28 Zollpfd. 

in den Vereinigten Staaten 

„• • 

.3,2 , 

in Oesterreich-Ungarn 

n • • 

• 2,8 „ 

in Frankreich 

n • 

• 1,7 

in England 

n • 

1,2 „ ' 


Man mag die Ueberhandnahme des Tahacksgenusses von 
irgend welchem moralischen, sanitären oder gesellschaftlichen 
Standpunkte aus verurtheilen, vom wirthsckaftlichen Stand¬ 
punkte aus kann eine erkünstelte Einschränkung des Tabacks- 
verbrauches wahrlich nicht gewünscht werden, denn die 


*) Entwurf eines Gesetzes betreffend die Besteuerung des Ta- 
backs nebst Motiven und Anlagen. Berlin 1878. Carl Heymanns 
Verlag. 
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freie Cultur desselben ist für die deutsche Landwirtschaft 
und die Privatindustrie eine Quelle des Wohlstandes ge¬ 
worden, welche das deutsche Volk nicht mehr entbehren 
mag und am wenigsten in der trüben Zeit der Gegenwart 
zu entbehren in der Lage ist. 

In dem Finanzjahre 1876/77 waren in Deutschland nicht 
weniger als 21,735 Hectare mit Taback bepflanzt, auf denen 
634,033 Centner trockene Tabacksblätter gewonnen wurden. 
Die Einfuhr in diesem Jahre betrug 927,556 Centner. Es 
wurden also 1,561,589 Centner von der deutschen Tabacks- 
industrie verbraucht. Und diese ansehnlichen Mengen, welche 
einen Werth von weit über 100 Millionen Mark repräsentiren, 
wurden, wie Freiherr v. Aufsess 1 ) angiebt in 10,266 Fabriken 
verarbeitet, welche circa 110,950 Arbeitern Unterhalt ge¬ 
währen. In Oesterreich sind nur 28 Fabriken mit zusammen 
26,580 Arbeitern und in Frankreich sogar nur 16 Fabriken 
mit 16,000 Arbeitern beschäftigt. 

Rechnet man aber zu der Zahl der deutschen Arbeiter, 
welche in der Tabacksindustrie ihren lohnenden Unterhalt 
finden, noch die Landleute hinzu, welche den Taback bauen, 
und diejenigen Personen, welche in dem ausgedehnten Ta- 
backshandel beschäftigt sind, so kann man die Gesammt- 
zahl der mit der Cultur, der Industrie und dem Handel des 
Tabacks beschäftigten Personen auf ungefähr 300,000 an¬ 
nehmen 2 ). Und in dieser grossen Zahl sind die Arbeiter 
jener Industriezweige, welche mit der Tabacksindustrie nur 

1 ) 0. Freiherr von Aufsess: Ueber die Besteuerung des Tabacks 
nach deutschen Finanzgrundsätzen. Leipzig, Verlag von Duncker u. 
Humblot. 1878. 

2 ) F. C. Philippson, Tabacks-Besteuerung. Vortrag, gehalten iu 
der Volkswirtschaftlichen Gesellschaft zu Berlin. Bremen 1878. Ex¬ 
pedition des Bremer Handelsblattes. 



32 


in mittelbarem Zusammenhänge stehen, wie die Maschinen*, 
die Papier-, die Stift- und Nägelfabrikation, die Fournir- 
schneiderei u. s. w. nicht mit inbegriffen, welche sämmtlich 
Consumenten von Lebens-, und Genussmitteln, von Manu¬ 
fakturen, direkte und indirekte Steuerzahler sind. Frankreich 
verwendet nach den Ausführungen eines der eifrigsten An¬ 
hänger des Monopols, des Freiherrn v. Varnbüler 1 ), in der 
Tabackregie im Ganzen nur „57,000 Personen, nämlich 
16,000 Arbeiter, 1000 Aufseher und 40,000 Debitanten. u 

Der Taback ist also im Deutschen Reiche der Gegenstand 
achtungsgebietender Erwerbszweige geworden; will man ihn 
für die Staatseinnahmen ergiebiger machen, so müssen die 
Höhe und die Form der Besteuerung so eingerichtet werden, 
dass die Tabacksindustrie und die übrigen von ihr abhängigen 
Erwerbszweige nicht darunter leiden, und sind einmal die 
Wege gefunden, so muss man dafür Sorge tragen, dass die 
Uebergänge keine jähen sind, und nicht weite Kreise ver- 
hängnissvoll in Mitleidenschaft gezogen werden. Ob das 
möglich sei, wird die Enquete ergeben. Aber auch an ander¬ 
weitigem Material wird es den deutschen Gesetzgebern, denen 
die Entscheidung in dieser wichtigen Frage anheimfällt, nicht 
fehlen. Denn die mannigfachen, sich gegenüberstehenden 
Interessen haben eine lebhafte öffentliche Diskussion hervor¬ 
gerufen, die täglich neue wesentliche Momente zu Tage 
fördert. 

Zwei Besteuerungsformen, wenn die Vergleiche mit den 
in andern Ländern üblichen gezogen werden sollen, erscheinen 
aber für das Deutsche Reich ein für allemal ausgeschlossen: 
die englische Besteuerungsform und das französische oder 
Österreich - ungarische Monopol. 


l ) Deutscher Reichstag. Rede am 23. Februar 1878. 
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Seit 1652 ist der Tabacksbau in England untersagt, und 
zwar war es Oliver Cromwell, welcher im Interesse grösserer 
Ausbeutung der Colonien, in denen die Cultur des Tabacks 
lebhaft gefördert wurde, das Verbot herbeiführte, welches 
heute noch in voller Kraft besteht. Nur um etwaigem Schmuggel 
entgegen zu treten, hat man in Orten, die nicht über 10 engl. 
Meilen von der Küste abgelegen, die Fabrikation von Taback 
unter verschiedenen Einschränkungen gestattet. 

Die grossen Einnahmen, welche England aus dem Taback 
bezieht, beruhen einzig und allein auf den kolossalen Ein¬ 
gangszöllen, welche für Taback und Tabacksfabrikate gezahlt 
werden müssen, und „welche im Durchschnitt nicht weniger 
als 420 pCt. des Werthes betragen, nämlich pro Zollcentner 
für Rohtaback . . . 390Y 2 Mark 

für Cigarren .... 538 „ 

für Schnupftaback . . 301 „ 65 Pf.“ 1 ) 

Der Tabacksgenuss ist denn auch in England ein ver- 
hältnissmässig geringer; in vielen Familien ist er sogar ver¬ 
pönt. Das Rauchen auf der Strasse, auf öffentlichen Plätzen 
gilt für unanständig. Vor dem Verbot hatte es die Regierung 
der Königin Elisabeth einmal mit dem Monopol versucht, 
aber das englische Volk wies es, als mit den Rechten eines 
freien Volkes nicht verträglich, zurück. 

In Frankreich hat Ludwig XIV 1674 das Monopol ein¬ 
geführt und mit einer einzigen Ausnahme von 20 Jahren 
bildet dieses bis heute die Grundlage der französischen Ta- 
backsbesteuerung. 1797 hatte es die Revolution abgeschafft 
und 1811 dekretirte es der Kaiser Napoleon von Neuem. 


9 0. Freiherr von Aufsess: Ueber die Besteuerung des Tabacks 
nach deutschen Finanzgrundsätzen. Leipzig, Duncker und Humblot. 
1878. 

3 



34 




Indem das Monopol jede Privatthätigkeit untersagte, die 
Cultur nur in einzelnen Departements und hier nur für Rech¬ 
nung des Staates gestattete, haben sich der Tabacksbau,' 
die Tabacksindustrie und der Tabackshandel nicht in der 
Weise entwickeln und ausdehnen können, wie das in Deutsch¬ 
land bei voller Freiheit der Bewegung der Fall gewesen. 
Der Consum ist denn auch verhältnissmässig ein geringer, 
nur um ein wenig bedeutender als in England. Zudem kommt 
von dem Tabackverbrauch in Frankreich ungefähr der vierte 
Theil auf den Schnupftaback, der, dem Himmel sei Dank, 
in Deutschland nur wenig und in der jüngeren Generation 
schon gar nicht mehr verwendet wird. Der gesammte Ver¬ 
brauch von Cigarren, Cigaretten, Rauch- und Schnupftaback 
betrug 1876 in Frankreich 312,045 metr. Centner und davon 
kamen allein auf den Schnupftaback 69,222 metr. Centner 1 ), 
für welche die französische Regie nicht weniger als 24,86 °/ 0 
von der Gesammteinnahme erzielte* *). In Frankreich schnupft 
eben der grösste Theil der weiblichen Bevölkerung, nament¬ 
lich auf dem Lande. Jung und Alt, blond und brünett, sieht 
man ganz munter die Dose handhaben und den dunklen 
Inhalt zur Nase führen; eine recht unweibliche Gewohnheit, 
die wir unsern deutschen Frauen und Mädchen wahrlich 
nicht wünschen möchten. 

Der Genuss des Rauchens unter dem französischen Mo¬ 
nopol ist kostspielig, und, indem die Regie wenig Rücksicht 
nimmt oder nehmen kann auf die verschiedenen Geschmacks¬ 
richtungen, in denen wir in Deutschland, wo man der Be- 

x ) Siehe: Bulletin de statistique et de 16gislation comparee. Bd. I. 
1877. 

*) 0. Freiherr von Aufsess: Ueber die Besteuerung des Tabacks 
nach deutschen Finanzgrundsätzen. Leipzig, Verlag von Duucker u. 
Humblot. 1878. 
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wegung ihren natürlichen Lauf gelassen, freilich sehr ver¬ 
wöhnt sind, von nicht allzugrossem Genuss. Der Preiscourant 
der französischen Regie von 1875 enthielt nicht mehr als, 
Alles in Allem, 94 Artikel zu 43 verschiedenen Preisen, 
während in Oesterreich 367 Varietäten im Verkauf befindlich 
waren 1 ). Um dem deutschen Gaumen Genüge zu leisten, 
würden die verschiedenen Sorten zahllos sein müssen. Der 
Gaumen würde hier gar nicht in Betracht gezogen werden, 
wenn nicht ein Mangel in der Befriedigung von dessen viel¬ 
seitigen Wünschen nothwendiger Weise den Bedarf ein¬ 
schränken müsste, was ja in wirtschaftlichem Interesse und 
in unmittelbarem Interesse der Staatseinnahmen vermieden 
werden soll. 

Frankreich bringt so manche künstliche Mittel in An¬ 
wendung, um den Tabacksverbrauch von Jahr zu Jahr zu 
erhöhen. Die geschickte Massregel Napoleons III., den 
Soldaten, die sich unter den Fahnen befänden, eine freilich 
entsetzliche Sorte Taback zu einem ganz geringen Preise zu 
liefern, hatte weit weniger den Zweck, denselben eine Wohl¬ 
tat zu erweisen, welche bei einem solchen Kraut höchst 
zweifelhaft erscheint, als dem jungen Soldaten eine Gewohn¬ 
heit einzuimpfen, die ihn für sein späteres Leben zu einen 
den Staatssäckel fördernden Consumenten erzieht. Denn, 
dass es grade die unteren Schichten der Bevölkerung sind, 
welche am meisten dazu beitragen, die Einnahme der Regie 
ergiebig zu machen, dass grade dieser Umstand die Bedenken 
gegen ein Monopol schlagend rechtfertigt, beweist unter 
Andern auch der Ausspruch des Ministers Delbrück, der 


’) Das Tabackmonopol von A. Lammers. Vierteljahrsschrift für 
Volkswirtschaft, herausgegeben von Dr. E. Wiss. XV. Jahrgang. 
Dritter Band. Berlin. Verlag von F. A. Herbig. 1878. 

3 * 
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diesen wichtigen Gegenstand eingehend erörtert hat. Derselbe 
sagt in seiner Schrift. „Der Zollverein und das Tabacks- 
mouopol“ 1 ): „In Frankreich besteht der gesammte inländische 
Debit von Tabacksfabrikaten, nach dem Gewicht gerechnet, 
noch nicht zu 1 pCt. aus importirten Havanna - und 
Manilla-Cigarren und nur zu etwa 4% pCt. aus den, von 
ausländischen Blättern verfertigten, mit dem Namen tabacs 
etrangers bezeichneten Fabrikaten, mehr als 94 pCt. machen 
die tabacs ordinaires und de cantine aus, und zu der 
Bruttoeinnahme tragen die importirten Cigarren 5,9 pCt., die 
tabacs Etrangers 9,3 pCt. und die tabacs ordinaires und de 
cantine 84,8 pCt. hei. Dieses starke Missverhältnis zwischen 
dem Verbrauch der besseren und der geringeren Arten ist 
nicht etwa die Folge davon, dass der Monopolgewinn bei 
den ersteren unverhältnismässig höher gegriffen wäre, als 
bei den letzteren, es findet vielmehr das Gegentheil statt. 
Der Monopolgewinn beträgt hei den importirten Cigarren 
nur etwa 75V 2 pCt., hei der ersten Qualität der selbstver¬ 
fertigten Cigarren etwa 100 pCt. und bei den tabacs etrangers 
durchschnittlich etwa 200 pCt. der Selbstkosten, während er 
für die zweite Qualität der selbst verfertigten Cigarren etwa 
175 pCt. und für die tabacs ordinaires durchschnittlich 
360 pCt. der Selbstkosten ausmacht. In der That ist die 
der Verwaltung gestellte Aufgabe auf keinem andern Weg, 
als durch hohe Besteuerung des Verbrauchs der unbemittelten 
Klassen, also durch starke Belastung der geringen Fabrikate 
zu lösen; hält man die Betretung dieses Weges nicht für 
zulässig, glaubt man den Verbrauch der unbemittelten Klassen 
schonen zu müssen, so wird man wohl thun, den Gedanken 
an ein Monopol aufzugeben.“ 




*) Berlin. Verlag von Decker. 1857. 
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Wie steht es aber ferner mit der Ausfuhr der Tabacks- 
fabrikate? Bildet doch grade die Ausfuhr der heimischen 
Produkte — ihr Austausch gegen Baarmittel — eine der 
wesentlichsten Bedingungen des wirthschaftlichen Gedeihens. 
Beide Länder, Frankreich und Oesterreieh-Ungarn, die das 
Monopol besitzen, und in denen die Tabacksindustrie nur 
vom Staate und in Staatsfabriken betrieben wird, exportiren 
nur geringe Mengen. Die französische Regie exportirt durch¬ 
schnittlich Tabacksfabrikate im Werthe von kaum 1 Million 
Mark, der Export Oesterreichs belief sich 1876, obgleich 
dieses Jahr günstiger war als irgend ein Jahr vorher, auf 
nicht mehr als 212,228 Mark 1 ). Die Ausfuhr der deutschen 
Tabacksindustrie, welche seit Jahren mit stets wachsendem 
Erfolge exportirte, betrug durchschnittlich jährlich 20—28 
Millionen Mark, eine Summe, welche mit den Einschrän¬ 
kungen, welche ein Monopol naturgemäss mit sich führt, dem 
vaterländischen Erwerbsleben zum grössten Theil verloren 
gehen würde. 

Auch in Oesterreich ist das Tabacksmonopol zwei Jahr¬ 
hunderte alt, und mit ihm hat sich die österreichische Tabacks¬ 
industrie entwickelt. Aber ebenso wenig wie in Frankreich 
hat sie auch nur annähernd die Blüthe und Ausdehnung 
der deutschen Tabacksindustrie erreichen können. Die Pro¬ 
duktion in Oesterreich wie die individuelle Consumtion, 
obgleich weit grösser als in Frankreich, sind viel geringer 
als in Deutschland. 

Der Steuersatz ist in Oesterreich-Ungarn weit niedriger 
als in Frankreich. So berechnet sich der in den Preisen der 
Fabrikate enthaltene Steuerbetrag 2 ) für sämmtliche Fabrikate 

0 Das Tabacks-Monopol. Separat - Abdruck aus der Weser-Zei¬ 
tung. Bremen, Carl Schünemanns Verlag. 1878. 

2 ) Siehe Entwurf eines Gesetzes betreffend die Besteuerung des 
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im Durchschnitt auf ungefähr 68,4 Mark für den Zollcentner, 
in Frankreich * 1 ) 

für Cigarren dritter Sorte auf M. 248,00 pro Zoll-Ctr. 

„ ordinären Rauchtaback „ „ 292,00 „ „ 

„ Schnupftaback . . . „ „ 304,00 „ „ 

„ ausländ. Rauchtaback „ „ 340,00 „ „ 

„ Cigarren zweiter Sorte „ „ 316,00 „ „ 

„ Londres.„ „ 360,00 „ „ 

Wenn irgend ein deutscher Staat die Einführung des 
Monopols versuchte, so hatte dieser in der kurzen Zeitperiode, 
in der es wirklich gehandhabt wurde, stets einen Rückgang 
seiner ganzen Tahackscultur zu verzeichnen. Niemals konnte 
der deutsche Sinn sich mit ihm versöhnen. Zwei grosse 
und weise Herrscher, Kurfürst Friedrich Wilhelm I. und 
Friedrich II., hatten es versucht, das Monopol in ihren Lan¬ 
den einzuführen, aber für die Dauer diese mittelalterliche 
Institution einzubürgern, vermochten sie nicht. Unter dem 
grossen Kurfürsten währte es nicht länger als 11 Jahre, und 
mit des grossen Königs Tode brach es, nachdem es 23 Jahre 
mühselig sein Dasein gefristet, Handel und Industrie gestört, 
zusammen. Ein andrer deutscher Staat, Bayern, hat so trübe 
Erfahrungen mit dem Monopol gemacht, dass die Einnahme, 
welche schon im ersten Jahre kaum % Million Gulden er¬ 
reichte, von Jahr zu Jahr sich derart verminderte, dass das 
Monopol nach kurzer Frist von selbst sein Leben aushauchte; 
gewährt hat es dort von 1811—1819. 

Wie hart unsere grossen Seestädte von einem Monopol 
betroffen würden, hat die Denkschrift der Bremer Handels- 


Tabacks nebst Motiven und Anlagen. Carl Heymanns Verlag. Berlin 
1878. 

1 ) ebendaselbst. 
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kammer treffend klar gelegt. 1 ) Nicht um einseitige Inter- 


i) Diese sagt unter Anderem: „Der Taback, welcher im Ausland 
eingeerntet ist, wird meistens in noch unfertigem Zustande in den 
überseeischen Handelsplätzen in ganzen Partieen für Bremer Rech¬ 
nung angekauft. Da die Ausdehnung des von Bremen versorgten Ab¬ 
satzgebiets sehr gross und die Bedürfnisse der einzelnen Consumenten 
in diesem ausgedehnten Absatzgebiet die denkbar verschiedenartigsten 
sind, so ist es Bremen möglich, die gesammten angekauften Partieen 
in allen ihren Theilen, auch in den weniger guten wieder zu ver- 
werthen. Auch das Risiko, wie die Waare sich entwickeln wird, ist 
geringer, wenn der Käufer bestimmt weiss, dass er jedenfalls alles 
wieder verkaufen wird. Aus diesen Gründen ist der Bremer Käufer 
einmal in der Lage, im Ausland für den an den Markt gebrachten 
Taback als relativ günstigster Käufer aufzutreten und so seine Kon¬ 
kurrenten schon beim Einkauf zu überflügeln. Andererseits vermag 
er wesentlich aus denselben Gründen auch hier den gekauften Taback 
wiederum unter den relativ günstigsten Bedingungen abzugeben. Er 
kann jeder Geschmacksrichtung und jeder Qualitätsforderung der 
Consumenten gerecht werden, ohne dass er zu fürchten hat, den 
von Einer Seite verschmähten Rest auf Lager zu behalten. Die so¬ 
genannte zweite Hand sortirt daher den Taback nach den ihr be¬ 
kannten Bedürfnissen ihrer Abnehmer, stuft die Preise ab, und ver¬ 
mag dieselben in der Regel billiger zu stellen als irgend ein Kon¬ 
kurrent auf einem anderen Tabacksmarkt. In diesem logischen Zirkel 
liegt die Bedeutung jedes Weltmarkts. Der Consument kann alles 
haben und für den billigsten Preis, weil der Verkäufer oder die 
Summe der Verkäufer, welche den Markt bilden, alles ihrerseits 
Gekaufte wieder unterbringen. In dieser Position besteht zugleich 
die schwer angreifbare Stellung eines allmählich emporgewachsenen 
Weltmarkts, und diese Stellung sichert Bremens Bedeutung im 
Tabackshandel auch für die Zukunft, wenn nicht von Seiten der 
Gesetzgebung des deutschen Reichs den ausländischen Konkurrenten 
durch die Einführung der Regie eine Bresche zu dieser befestigten 
Stellung Bremens gebahnt wird. Verliert nemlich Bremens Tabacks¬ 
handel sein Absatzgebiet im deutschen Reich — und dass dies bei 
Einführung des Tabacksmonopols geschehen muss, kann verständiger 
Weise nicht bestritten werden — so ist es eben kein Weltmarkt 
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essen, die der grossen Handelsherren und Schiffsrheder, han¬ 
delt es sich hier, sondern um vielfache Zweige deutscher 
Thätigkeit, um unsere Schifffahrt, unseren Export - Hände), 
unseren Schiffsbau und die mit diesen zusammenhängenden 
mannichfachen Erwerbszweige. 

In den Vereinigten Staaten von Nord-Amerika ist der 
Tabacksbau frei. Hingegen ist die Tabacksfabrikation einer 
Steuer unterworfen, welche vermittelst Stempelmarken er¬ 
hoben wird. Diese müssen bei genau vorgeschriebeDer Ver¬ 
packung auf jeden Ballen, jede Kiste, jedes Packet geklebt 
sein und unterliegen einer unausgesetzten Controlle von Sei¬ 
ten der Steuerbeamten. Mit wahrhaft drakonischer Strenge 
überwachen diese, deren Visitationsrecht ohne Schranke ist, 
die Fabrikanten, führen genaue Verzeichnisse über deren Vor- 
räthe, über die Art ihrer Fabrikation, ihrer Einrichtungen, 
und ahnden mit schweren Strafen den, der eine der gesetz¬ 
mehr. Die Verstümmelung eines Organismus um s / 5 kann denselben 
absolut nicht lebensfähig erhalten. Im vorliegenden Falle wäre der 
abgetrennte Theil aber nicht allein wegen seiner Grösse, sondern 
auch wegen der Vielseitigkeit seiner Bedürfnisse der wichtigste. 
Das deutsche Zollgebiet nimmt jetzt fast alle Tahackssorten, welche 
es gieht, neben den feinsten auch die niedrigsten Qualitäten. Geht 
nun ein solcher Abnehmer verloren, so ist mathematisch sicher, dass 
der Bremer Markt nicht alle Sorten und Qualitäten weiter halten 
kann. Der Einkauf wie der Verkauf wird ungünstiger, die aus¬ 
ländischen Käufer finden nicht mehr ihre Rechnung, der Markt ver¬ 
engt sich immer mehr, die ausländischen Käufer finden dann auch 
nicht immer alles was sie wünschen, und dann ist die Zeit gekommen, 
wo fremde Handelsplätze, deren geographische Lage und deren son¬ 
stige Verbindungen an sich schon die Konkurrenz mit ihnen sehr 
erschweren, den mit unendlicher Mühe errichteten Bau langsam ab¬ 
tragen, um ihn hei sich selbst aufzurichten. In unserem Falle würde 
die Erbschaft voraussichtlich von Amsterdam, Rotterdam und London 
übernommen werden.“ 
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liehen Vorschriften zu beachten verabsäumt. Zu sicherer 
Befolgung dieser Vorschriften hat jeder Fabrikant bei den 
Behörden eine Caution zu binterlegen, welche je nach der 
Grösse seines Betriebes von 2000 bis zu 20,000 Dollars 
bemessen werden kann. Jeder Cigarrenfabrikant leistet 
ausserdem für jeden in seiner Fabrik beschäftigten Arbeiter 


eine Caution von 100 Dollars. 

Die Steuer selbst ist ungemein hoch. 

für den Zoll-Ctr. 

Schnupftaback zahlt.M. 145,30 

Kau- und Rauchtaback.„ 108,98 

Cigaretten, von denen das Tausend mehr 
als 3 Pfund wiegt und Cigarren . . . „ 221,67 

(1000 Cigarren 6 Dollars oder 24 M.) ’ 
Cigaretten, von denen das Tausend nicht 

mehr als 3 Pfund wiegt.„ 344,66*) 

(1000 Cigaretten 2 Dollars oder 8 M.). 


Ausser diesen Abgaben werden von den Tabacksfabri- 
kanten und Händlern noch besondere jährliche Registrirungs- 
oder Concessionsgebühren (special tax) in Höhe von 5 — 30 
Dollars erhoben, welche im Fiscaljabre 1875/1876 ungefähr 
2 Millionen Dollars oder 8 Millionen Mark dem Staate ein¬ 
brachten. 

Die Eingangszölle für vom Ausland eingeführte Tabacke 
und Tabacksfabrikate sind ebenfalls sehr hohe, kaum er¬ 
schwingliche, und man muss schon mit irdischen Glücks¬ 
gütern reich gesegnet sein, will man sich den Genuss einer 
echten Havannah gestatten. 


*) Siehe: Entwurf eines Gesetzes betreffend die Besteuerung des 


Tabacks nebst Motiven und Anlagen. Carl Heymanns Verlag. Berlin 
1878. 
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Es zahlen: 

für den Zoll-Ctr. 

Unverarbeitete Blätter ausgerippt. . . . M. 158,93 

do. do. nicht ausgerippt . . „ 227,04 

Stengel. . 68,11 

Rauch-, Kau- und Schnupftaback . . . „ 227,04 


Cigarren und Cigaretten einen Werthzoll von 50pCt. 

Dass den Deutschen nach der amerikanischen Besteue¬ 
rungsform gelüsten sollte, scheint zum mindesten fraglich. 
Schon die unwürdige lästige Controle würde sich mit dem 
den Deutschen innewohnenden Zuge von Unabhängigkeit 
nicht vertragen. Man muss eben ein Bürger der westlichen 
Halbkugel sein und wie ein grosser Theil der Amerikaner 
als Ziel und Ausgangspunkt des Lebens allein den Geldge¬ 
winn betrachten, um sich einem Gewerbe zu widmen, welches 
einer alles Ehrgefühl verletzenden Controlle von Seiten der 
Behörden unterliegt. Immerhin aber werden die deutschen 
Commissare, welche nach den -Vereinigten Staaten gesandt 
worden waren, um die dortige Tabackbesteuerung praktisch 
zu erkunden, nicht ohne manche nützliche Erfahrung heim¬ 
gekehrt sein. 

Die Vereinigten Staaten von Nordamerika sind dasjenige 
Land, in welchem die Produktion am grössten ist. Die geo¬ 
graphische Lage, das Klima begünstigen wie in keinem an¬ 
deren Lande das Gedeihen der Tabackspflanze, hat diese 
doch ihre eigentliche Heimath an den Ufern der grossen 
amerikanischen Ströme. 

Die Besteuerung des Tabacks in Deutschland, welches 
nächst den Vereinigten Staaten am meisten Tahack produ- 
cirt, consumirt und ausführt, ist, wie schon erwähnt, eine 
überaus geringe. Sie beruht auf der Flächensteuer, welche 
von je 85 Qm. mit Taback bepflanztem Boden jährlich 60 



43 


Pfennige erhebt, eine Abgabe, welche für den Centner ge¬ 
trockneter unfermentirter Blätter ungefähr 2 Mark beträgt, 
und ferner zum grössten Tbeile auf den Zöllen für vom 
Auslande eingeführte Tabacke und Tabacksfabrikate. Auch 
diese sind zur Zeit sehr geringe. 

So zahlen: 

für den Zoll-Ctr. 


Unbearbeitete Tabackblätter und Stengel . . . M. 12 
Cigarren, Cigaretten, Scbnupftaback . . . . „ 60 
diverse Tabacksfabrikate.„33 


Der Gesetzentwurf von 1878 bezweckte, an Stelle der 
Flächensteuer die Gewichtssteuer von dem im Zollgebiet er¬ 
zeugten Taback treten zu lassen, und zwar sollten für den 
Taback in getrocknetem unfermentirten Zustande (jetzt 12 M. 
pro Centner) nunmehr 24 Mark gezahlt werden. Die Ein¬ 
gangszölle beabsichtigte man zu erhöhen: 

von M. 12 auf M. 42 
„ „ 33 „ „ 60 

n n 60 „ „ 90 

Die Regierung hoffte mit diesem Entwurf das gegenwär¬ 
tige geringe Erträgniss von M. 13,578,922 auf M. 45,100,772 
oder die Besteuerung für den Kopf der deutschen Bevölke¬ 
rung von M. 0,32 auf M. 1,06 zu erhöhen; aber die Vorlage 
fiel, und in der That konnten sich nur Wenige für einen 
Gesetzentwurf erwärmen, der insbesondere den Bau des 
Tabacks besteuerte und einer strengen Controlle unterwarf. 

Dass der Taback für die Einnahmen des Reiches frucht¬ 
barer gemacht werden kann und muss, wird von Niemand 
bestritten werden; ist er doch zur Zeit weit weniger von 

Abgaben betroffen, als die Produkte des Braugewerbes, der 

Branntwein- und Zuckerindustrie. Wohl aber scheint die 
Gegenwart, die augenblickliche wirthschaftliche Noth nicht 
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den Zeitpunkt zu bilden, zu welchem Belastungen weitver¬ 
zweigter Erwerbszweige ohne Gefährdung derselben vorge¬ 
nommen werden können. Aber auch in bessern Zeiten müssen 
mit äusserster Vorsicht die Wege gesucht werden, auf wel¬ 
chen ein vorhandener blühender Industriezweig für das Ge¬ 
meinwohl nutzbringender gemacht werde, ohne dass dieses 
selbst erheblichen Schaden erleide, mehr verliere als ge¬ 
wönne. Mögen Deutschlands erleuchtete Gesetzgeber einge¬ 
denk sein des Goethe’schen Wortes: 

„Ein Schlag tausend Verbindungen schlägt.“ 



DRITTES KAPITEL. 

Die Brausteuer und die Branntweinabgaben. 


Das Bier bildet fast überall den Gegenstand hoher in¬ 
direkter Besteuerung und ist den grossen Nationen eine un¬ 
entbehrliche Einnahmequelle geworden. So gewann 1876 
Grossbritannien und 

Irland .... £ 8,262,746 = M. 165,254,920 
das Deutsche Reich „ 47,670,300 

Oesterreich-Ungarn. Fl. 22,729,711 = „ 45,459,400 

Vereinigte Staaten 

von Nordamerika Doll. 9,159,675 = „ 36,638,700 

Frankreich . . . Frc. 20,200,000 = „ 16,160,000 

Belgien . . . . „ 15,903,000 = „ 12,722,400 

England ist dasjenige Land, in welchem der Malz ver¬ 
brauch am grössten ist, und das hat seinen Grund in dem 
eigenen feuchten Klima, dass dem Genuss starker malzhal¬ 
tiger Getränke ausserordentlich fördernd ist. In der Erzeu¬ 
gung fertigen Bieres steht es pro Kopf der Bevölkerung be¬ 
rechnet quantitativ hinter einzelnen deutschen Ländern wie 
z. B. Bayern und Würtemberg zurück. In England ist der 
Biergenuss in Folge des durch die hohe Steuer bedingten 
Preises ein verhältnissmässig geringer, denn Englands arbei¬ 
tende Bevölkerung ist trotz der glücklichen Lohnverhältnisse 
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zum grössten Theile, und nicht zu ihrem Segen, wie das 
englische Politiker wiederholt ausgesprochen, auf den Brannt¬ 
weingenuss angewiesen. Die Verhältnisse Englands können 
deswegen dem Deutschen Reiche gegenüber gar nicht zur 
Geltung kommen, und wenn während der Debatte im Deut¬ 
schen Reichstage über die Erhöhung der Brausteuer (am 
20. November 1875) der damalige preussische Finanzminister 
die hohe Belastung der englischen Brauindustrie ins Treffen 
führte, so hat er weder die gänzliche Verschiedenheit des 
englischen vom deutschen Biere noch die höheren Lohnver¬ 
hältnisse in den Kreis seiner Betrachtungen gezogen. 

Die Summe der indirekten Abgaben für Bier, welche in 
Deutschland gezahlt werden, ist nicht ausgedrückt in der 
Zahl, die sich in den Einnahmen des Deutschen Reiches 
unter der Rubrik „Braumalzsteuer“ befindet. Diese giebt nur 
das Erträgniss der Brausteuer innerhalb der deutschen Brau¬ 
steuergemeinschaft an, welche direkt zu Gunsten der Reichs- 
Einnahme erhoben wird, während einzelne süddeutsche Staaten 
nebst den neuen Reichslanden die Brausteuer nach ihren 
eigenen Systemen und für ihre eigene Rechnung einziehen. 
Ausserhalb der Steuergemeinschaft stehen auch die Städte 
Hamburg und Bremen. 

Folgende Tabelle 1 ), in welcher die Einwohnerzahl der 
einzelnen deutschen Länder, deren Bierproduktion und deren 
Besteuerungssysteme aufgeführt sind, giebt die Brausteuer¬ 
erträgnisse für das Jahr 1876 an: 


l ) Allgemeine Hopfen-Zeitung. Verlag von J. Carl in Nürnberg. 



Länder. 

Seclcnzahl. 

Gesammtproduction 
von Bier 

Art der Besteuerung. 

Ertrag der Brausteuer 

Insgesammt. 

pro Hektoliter 

erzeugten 

Bieres. 

pro Kopf 

der 

Bevölkerung. 

Insgesammt. 

pro Kopf 

der 

Bevölkerung 

Hektoliter. 

Liter. 

Reicht 

im&rk. 


Deutsche Brausteuer- 




Gewichtsbesteuerung d. 




gemeinschaft . . . 

32,305,494 

20,873,400 

65 

Malzes. 

17,767,700 

0,85 

0,55 

Bayern rechts des 




Maassbesteuerung des 




Rheins. 

4,381,136 

13,040,300 

289 

Malzes. 

20,746,000 

1,60 

4,73 

Bayern links des 








Rheins*). 

641,254 

600,000 

94 

Steuerfrei. 

— 

— 

— 

Württemberg . . 

1,881,505 

3,662,400 

195 

Gewichtsbesteuerung d. 








Malzes. 

5,214,900 

1,42 

2,77 

Baden . 

1,507,179 

1,050,800 

70 

Kesselbesteuerung . . 

2,241,800 

2,13 

1,49 

Elsass-Lothringen 

1,531,804 

706,700 

46 

do. 

1,573,400 

2,22 

1,03 

Hamburg .... 

352,650 

94,100 

27 

Gewichtsbesteuerung d. 








Malzes. 

38,000 

0,40 

0,11 

Bremen. 

126,238 

160,000 

127 

do. 

88,500 

0,55 

0,70 

Deutsches Reich . . 

42,727,260 

40,187,700 

94 


47,670,300 

1,18 

1,12 


f ) Ist in diesem Jabre ebenfalls 


Brausteuer herangezogen worden. 
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In weiser Voraussicht hatten die einzelnen deutschen 
Regierungen die Höhe der in ihren Ländern erhobenen 
Steuer nach den Verhältnissen der Produktion und Consum- 
tion festgesetzt. Denn weit mehr als an den Steuererträgen 
lag den Gesetzgehern an der Entwicklung eines Industrie¬ 
zweiges, der nicht allein die Bevölkerung und ganz besonders 
den ärmeren Theil derselben mit einem nothwendigen, kaum 
ersetzbaren Nahrungsmittel versorgt und vielen Tausenden 
fleissiger Hände lohnende Beschäftigung gewährt, sondern 
der auch für die gesammte Landwirthschaft durch den 
Anbau feinerer Gerstensorten, für die Hopfencultur, für eine 
Menge anderer Industriezweige, insbesondere für die Ma¬ 
schinenindustrie von weitgehender Bedeutung geworden ist. 

Die mit dem Braugewerbe eng verwobenen Industrie¬ 
zweige, die Maschinentechnik für Brauzwecke, die Kupfer¬ 
schmieden, die Böttchereien, Kork- und Spundfabriken und 
andere Erwerbszweige werden gleich in Mitleidenschaft ge¬ 
zogen, wenn die Brauereien in der Furcht einer höheren 
Belastung leben. Die schon erwähnte, seiner Zeit abgelehnte 
Regierungsvorlage von 1875, welche die deutschen Brauereien 
mit einer Steuererhöhung bedrohte, bewies das zur Genüge. 
Denn welcher Industrielle bestellte wohl neue Geräthschaften, 
neue Maschinen, erweiterte seine Anlagen, wenn er die Mög¬ 
lichkeit einer grossen Ausgabe, vielleicht seinen Untergang 
vor sich sieht? Die unvorsichtige Aeusserung eines Abge¬ 
ordneten in der Reichstagssitzung vom 5. April d. J., die 
Antwort des Präsidenten des Reichskanzleramts, die Gerüchte 
von allerlei Steuererhöhungen, welche die Luft durchschwirren, 
haben denn auch zu Wege gebracht, dass diese Industrie¬ 
zweige in einer an und für sich schon trostlosen Zeit noch 
härter zu leiden haben, eine Thatsache, die denen, welche 
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eine so schwerwiegende Frage in Anregung bringen, wahr¬ 
lich nicht zu entgehen brauchte. 

Einer der hervorragendsten deutschen Abgeordneten, ein 
Mann, dessen Glaubwürdigkeit nicht dem leisesten Zweifel 
unterliegen kann, der Abgeordnete für Bochum, hatte nur 
einige Monate vorher in der ihm eigenen, ergreifenden Weise 
und gestützt auf persönliche Anschauungen die traurigen 
Verhältnisse seines industriereichen Wahlbezirkes geschildert. 
Die Noth der dortigen Arbeiterbevölkerung sei so gross, so 
erzählte der genannte Abgeordnete, dass heute Kartoffeln 
und morgen Kartoffelschaalen das tägliche Mittagsmahl bilden. 
Ja, wissen denn diejenigen, welche mit der Erhöhung der 
Brausteuer sympathisiren, nicht, dass die mit dem Brauge¬ 
werbe zusammenhängenden Industriezweige eine Menge Eisen, 
Kupfer, Kohlen gebrauchen, und dass eine höhere Belastung 
des Braugewerbes alle diejenigen Distrikte beeinflusst, in 
denen Kohlen und Eisen die Hauptgegenstände der Pro¬ 
duktion bilden? Fehlt ihnen der elementare Begriff von dem 
Zusammenhänge der verschiedenen Gewerbe? Oder glauben 
sie, die erhöhten Erzeugungskosten eines Produkts, welches 
zum grössten Theil von der arbeitenden Bevölkerung, für 
die es ein Nahrungs - und Genussmittel zugleich ist, consumirt 
wird, könnten in der Zeit so grosser Noth, in welcher Kar- 
toflfelschaalen von den Arbeiterfamilien genossen werden, 
auf diese abgewälzt werden? 

Der preussische Staat hat seine eigene Erfahrung mit 
der Brausteuer gemacht, die ihn abhalten sollte, einer Er¬ 
höhung derselben in den norddeutschen Districten zuzustim- 
men. Seitdem das Gesetz vom 8. Februar 1819 (siehe auch 
die ergänzende Cabinetsordre vom 10. Januar 1824), welches 
das zum Brauen zu verwendende Malz mit 2 M. pro Cent- 

4 
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ner 1 ) besteuerte, zur Ausführung kam, hat die Bierbrauerei 
in Preussen bis zum Jahre 1864 stete Rückschritte gemacht. 
Leider fehlen für die ersten Jahre seit Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die genauen statistischen Nachweise; sicher aber 
ist, dass die Steuer schon in den ersten Jahren ihres Be¬ 
stehens einen äusserst lähmenden und mit den Jahren wach¬ 
senden Einfluss auf den ganzen Industriezweig übte. 1826 
waren noch 2,430,000 Centner Malz verbraut worden, 1828 
nur 2,080,000 Centner, 1830 2,010,000 Centner, 1832 sogar 
nur 1,780,000 Centner, und so ging es rückschreitend fort 
bis 1853, in welchem Jahre sich endlich eine kleine Besse¬ 
rung merklich zu machen beginnt. Die Zahl der im Betriebe 
gewesenen Brauereien, welche 1842 noch 13,289 betragen 
hatte, war inzwischen auf 10,742 herabgesunken. 1864 steht 
das Braugewerbe wieder auf demselben Standpunkte, auf 
dem es 1826 gestanden, und ist die Produktion ziemlich 
gleich derjenigen von 38 Jahren vorher; aber trotz des un¬ 
geheuren Wachsthums der Bevölkerung in diesem langen 
Zeitraum und trotz des gesteigerten Wohlstandes im ganzen 
Lande ist eine wirkliche Zunahme der Produktion seit dem 
Beginne der Steuer in Preussen erst seit 1866 durch das 
Hinzutreten neuer Provinzen zu verzeichnen. 

Mit dem Jahre 1870 hat das norddeutsche Braugewerbe 
und somit auch das preussische einen aussergewöhnlichen 
Aufschwung genommen, während die letzte Zeit allgemeinen 
geschäftlichen Niedergangs und der zunehmenden Verdienst- 
losigkeit unter der arbeitenden Bevölkerung die Bierproduk¬ 
tion wieder verminderte und die Summen, welche an Brau¬ 
steuer vereinnahmt werden, mit jedem Jahre spärlicher wer¬ 
den lässt. So wurden in Preussen an Brausteuer 

l ) In Berlin wird von den Brauereien noch ein besonderer Com- 
munalzuschlag von 50 Pfg. pro Centner erhoben. 
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1875 noch M. 13,040,594 

1876 . . „ 12,830,800 

1877/78 nur „ 12,506,792 vereinnahmt. 

Allein in Berlin wurden 1877/78 235,770 Ctr. Malz we¬ 
niger verbraucht als 1875, oder 471,540 Hl. Bier weniger 
erzeugt, als zwei Jahre vorher. 

Und die übrigen zur deutschen Steuergemeinschaft ge¬ 
hörenden Staaten haben ebenfalls eine Abnahme der Pro¬ 
duktion zu beklagen. Als Brutto-Einnahme erzielte die 
Steuergemeinschaft 

1875 M. 17,921,369 

1876 „ 17,725,322 
1877/78 „ 17,501,332. 

Anders als in Preussen und den übrigen norddeutschen 
Staaten liegen die Verhältnisse in Süddeutschland, ganz be¬ 
sonders in Bayern. 

Bayern ist schon seit grauen Jahren das Land gewesen, 
in dem sich die Bieriudustrie am kräftigsten entwickelte, 
und in dem die Bierbrauerei das eigentliche Haupt- und 
Nationalgewerbe geworden ist. 1 ) Es producirt nicht allein, 
sondern es consumirt auch unter den glücklichsten Bedin¬ 
gungen; sagte doch schon im Anfang des vergangenen Jahr¬ 
hunderts ein Schriftsteller 2 ): „Wir leben in einem Lande, 
wo das Bier das fünfte Element ausmacht.“ Nach dem ver¬ 
dienstvollen Buche von May 3 ) lässt sich die Geschichte der 
bayrischen Bierindustrie bis zu den Zeiten Heinrich des 

9 cf. Rudhard: Zustand des Königreichs Bayern, nach amtlichen 
Quellen. Stuttgart in Tübingen. 1825. 

2 ) Freiherr von Kreittmayr: Anmerkungen zum bayrischen Land¬ 
recht. 

3 ) Ludwig May, königlicher Regierungsrath: Gesetz über den 
Malzaufschlag vom 16. Mai 1868. Erlangen (Palm und Enke) 1870. 

4 * 
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Voglers verfolgen. Im 11. Jahrhundert gab es schon Braue¬ 
reien von ganz ansehnlicher Ausdehnung. 

In Norddeutschland ist die Brauindustrie erst neueren 
Ursprungs, und während in Süddeutschland der Biergenuss 
ein ganz allgemeiner ist, bricht sich dieser in den nord¬ 
deutschen Ländern im Verhältniss zu Bayern und Württem¬ 
berg nur ganz langsam Bahn. In Bayern rechts des Rheins 
wurden nach obenstehender Tabelle 1876 pro Kopf der Be¬ 
völkerung 289 Liter erzeugt, in Württemberg 195, in der 
norddeutschen Steuergemeinschaft nur 65, in Bayern also 
über viermal soviel, als hier. 

Wie das Buch von L. May lehrt, gab es schon im 12. Jahr¬ 
hundert die sogenannten Braugerechtigkeiten und polizeiliche 
Vorschriften für die Bierfabrikation. Seit Jahrhunderten ist 
das Bier in Bayern besteuert, und mit der Besteuerung hat 
sich das Braugewerbe entwickelt, nicht aber ein vorhandener 
Industriezweig wurde durch eine hohe Belastung plötzlich und 
schwer getroffen. Wir sehen einzelne bayrische Fürsten dem 
erblühenden Gewerbe die grösste Sorgfalt widmen, die Steuer 
erhöhen und ermässigen, je nachdem es die Verhältnisse 
erforderten oder gestatteten, aber immer dabei im Auge be¬ 
halten, dass der Gewerbezweig gefördert, nicht in seiner 
Entwicklung gehemmt werde. Als 1806 der Kurfürst Maxi¬ 
milian Joseph von Bayern sein Land zum Königreich erhoben 
hatte, war es eine seiner ersten Regierungshandlungen als 
König, die Abgabe für den Scheffel cingesprengten Malzes 
zur Erzeugung von Bier auf die Hälfte des bisherigen Be¬ 
trages zu ermässigen. Und das war nicht zum Schaden der 
Regierungseinnahmen geschehen; denn indem das Gewerbe 
sich freier entfalten konnte, hob er die Produktion und er¬ 
höhte bei einem um die Hälfte niederen Steuersätze die 
Erträgnisse aus der Brausteuer um beinahe das Doppelte. 


Die gegenwärtige Brausteuer oder der Malzaufschlag, 
wie der bayrische Ausdruck dafür lautet, in Bayern (rechts 
des Rheins) beträgt 5 Fl. 12 Kr. pro. Scheffel oder 4 Mark 
pro. Ctr. Malz, ist also doppelt so hoch, wie diejenige der 
norddeutschen Steuergemeinschaft. Aber in Bayern bildet die 
Brausteuer die Hauptsteuer, während die übrigen Abgaben 
ganz geringe sind und in keiner Weise die Brauereien, die 
Abnehmer oder Wiederverkäufer des Produktes bedrücken. 
Der Brauer in Bayern erhält durchschnittlich für sein Produkt 
einen höheren Preis (17,90 Mark) als sein norddeutscher 
Fachgenosse, welcher durchschnittlich nur 16,80 M. pro. Hl. 
erhält. Der bayrische Brauer erhält also den Mehrbetrag 
der Steuer (2 Mark pro. Ctr. oder 1 Mark pro. Hl.) durch 
den höheren Preis seines Erzeugnisses reichlich gedeckt und 
kann ausserdem gedeihen und prosperiren, denn er verfügt 
über billige Arbeitslöhne, über ergiebige Gerstenfelder und 
Hopfengärten. Wenn in Bayern trotz des höheren Verkauf¬ 
preises das Bier im Kleinverkehr billiger verkauft wird 
(12 Pf. pro. % Liter) als in Norddeutschland (15 Pf. pro. 
% Liter), so weiss ein jeder, der einmal durch Süddeutschland 
gereist ist, dass die Ansprüche, die an einen süddeutschen 
Wirth bezüglich Eleganz der Räume, der Bedienung und 
Beleuchtung gestellt werden, äusserst bescheidene sind, und 
dass dort das 3—4 fache Quantum vertrunken wird, als in 
dem kühlen, weniger durstigen Norden, wo die Schänken 
noch ganz andere Dinge gewähren müssen als blossen Bier¬ 
genuss, wo man eine grössere Anzahl von Speisen, ordent¬ 
liche Bedienung, Tischzeug, eine Menge Zeitungen u. s. w. 
verlangt. 

Ausserdem sind die Brauer Bayerns in der glücklichen 
Lage, die Erzeugnisse ihrer durch Alter und eigenthümliche 
Verhältnisse entwickelten Industrie in grossen Mengen nach 
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dem Auslande versenden zu können, wofür sie beinahe den 
ganzen Betrag der Steuer zurückvergütet erhalten*). L. May 
schätzte in seinem erwähnten Buche schon vor 10 Jahren 
die durchschnittlich pro Jahr in Bayern erzeugten Biermengen 
zu einem Werthe von 80,000,000 Gulden oder 140,000,000 M. 
„aus welcher Ziffer,“ — wie er sagt — „schon zur Genüge 
hervorgeht, welche' wichtige Rolle das Bier in Bayern spielt.“ 

Klar und deutlich haben die zur deutschen Steuergemein¬ 
schaft gehörenden Brauer, als der Bundesstaat Sachsen- 
Weimar den Antrag gestellt hatte, die Brausteuer auf das 
Doppelte zu erhöhen, in ihrer Eingabe an den Reichstag 
vom 18. Octoher 1875, welche unten im Wortlaut wiederge¬ 
geben wird l 2 ), den Unterschied zwischen der süddeutschen 

l ) So versandte Bayern 1876: 502,254H1. Bier und 1877: 536,745H1. 
Die Rückvergütung für den exportirten Hl. beträgt 1,60 Mark. 

a ) Hoher Reichstag! Zum Zweck der Steigerung der in die 
Reichskasse fliessenden Steuern und behufs Herabminderung der 
Matrikularheiträge der kleinern deutschen Bundesstaaten soll einem 
Hohen Reichstage Seitens des deutschen Bundesrathes ein Gesetz¬ 
entwurf zur Genehmigung unterbreitet werden, wonach die bisher 
im deutschen Reiche, jedoch mit Ausschluss der Königreiche Bayern 
und Würtemherg, des Grossherzogthums Baden, Elsass-Lothringen etc., 
durch das Gesetz vom 31. Mai 1872 festgesetzte Braumalzsteuer auf 
das Doppelte ihres bisherigen Betrages erhöht werden soll. 

Die gehorsamst Unterzeichneten in Leipzig versammelten, der 
deutschen Brausteuergemeinschaft angehörigen Brauer hegen nun 
zwar die zuversichtliche Hoffnung, dass der fragliche Gesetzentwurf, 
weil den beabsichtigten Zweck verfehlend und in vielfacher Richtung 
schädigend, beim Hohen Reichstage keine Billigung finden, vielmehr 
mit grosser Mehrheit abgelehnt werden wird. 

Wir halten es aber trotz dieser wohlbegründeten Hoffnung und 
Erwartung, trotz unseres vollen Vertrauens auf die Einsicht und 
Sachkenntniss der Mitglieder dieser Hohen Versammlung für eine 
Pflicht, unsrerseits noch ausdrücklich auf die mit dem Steuerprojekt 
verbundenen Gefahren und Nachtheile aufmerksam zu machen. 
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und der norddeutschen Bauindustrie geschildert und auf die 
schweren Nachtheile hingewiesen, welche eine Erhöhung der 
Steuer über den ganzen Industriezweig herbeiführen müsste. 

Wir erlauben uns deshalb einem Hohen Reichstage das Folgende 
ganz ehrerbietigst vorzutragen: 

Seit langer Zeit ist es ein sachlich wohlbegründetes und glück¬ 
lich zu nennendes traditionelles Bestreben der preussischen resp. 
der ehemaligen Zollvereinspolitik gewesen, die auf nothwendigen 
Nahrungsmitteln ruhenden Steuern und Zölle allmälig zu vermin¬ 
dern oder ganz zu beseitigen und dafür Sorge zu tragen, dass dem 
Volke die zu seinem Wohlbefinden, seiner Gesundheit und Kraft, 
seiner Ernährung nöthigen Mittel möglichst wohlfeil und in mög¬ 
lichster Güte zur Verfügung stehen. 

Mit dieser langjährigen Tradition bricht der fragliche Gesetz¬ 
entwurf, indem er statt der anzustrebenden Herabminderung eine 
Erhöhung der bestehenden Brausteuer auf das doppelte beabsichtigt 
und sonach ein Produkt auf das Schwerste belastet, welches im Lauf 
der Jahre glücklicherweise ein Hauptnahrungsmittel und ein noth- 
wendiges Bedürfniss des Volkes geworden ist und, wenn nicht ge¬ 
waltsam hindernd und hemmend eingegriffen wird, immer mehr und 
mehr werden wird. 

In gewaltsamster Weise würde aber der Gesetzentwurf, wenn 
er wider Erwarten vom Hohen Reichstage angenommen würde und 
Gesetzeskraft erlangte, der Ausdehnung der Bierproduktion und dem 
Bierconsum hemmend und hindernd im Wege stehen, ja, es lässt sich 
mit absoluter Bestimmtheit Voraussagen, dass die erste und sofortige 
Folge seiner Annahme ein entschiedener Rückgang des Bierconsums 
und der Bierproduktion sein würde und sein müsste. Mit wenigen 
Worten ist diese Behauptung zu begründen. 

Unser, der Brauer, Bestreben müsste nach Einführung der hohen 
Steuer naturgemäss sein, uns für die erhöhte Steuer entweder in 
einer Preissteigerung oder in einer Verringerung des Fabrikats 
Deckung zu verschaffen. 

Gelänge der Versuch einer Preissteigerung, so würde die Steuer 
am härtesten und direktesten den unbemittelten Mann, den Arbeiter 
treffen, der auch den Pfennig, welchen ihn alsdann das Liter Bier 
mehr kosten würde, wohl in Rechnung ziehen, wohl berücksichtigen 
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Die Verhältnisse haben sich seit dem Herbst des Jahres 
1875 nicht verändert. Andere Gesichtspunkte können nicht 


muss. Was wäre die Folge? Entweder der Arbeiter wird abermals 
Versuche zu Lohnerhöhungen machen, Versuche, welche wohl schwer¬ 
lich dermalen Aussicht auf Erfolg haben können, oder seine Spar¬ 
fähigkeit, welche nach allgemeiner Ansicht gepflegt und unterstützt 
werden sollte, wird gemindert werden. Andernfalls müsste er sich 
im Genuss des Bieres Beschränkungen auferlegen, welche nicht nur 
seiner Gesundheit und Arbeitsfähigkeit nachtheilig wären, sondern 
auch gleichzeitig den ganzen Zweck der Steuererhöhung (die Erzie¬ 
lung von Mehreinnahmen aus der Steuer) gefährden würden. 

Jedenfalls würde eine so erhebliche Verminderung der Biercon- 
sumtion eintreten, dass eine ganze Reihe besonders jüngerer Eta¬ 
blissements die Bierproduktion aufgeben müsste, wodurch das in 
denselben angelegte bedeutende Capital dem Nationalwohlstand ver¬ 
loren ginge; dazu käme, dass als weitere, schlimmere Folge der 
Steuererhöhung und der Preissteigerung des Bieres, der Arbeiter, 
insbesondere im grössten Theile Norddeutschlands sich wieder dem 
Branntweine zuwenden würde, dessen Genuss durch die Einführung 
guten und verhältnissmässig billigen Bieres eben erst langsam und 
nur mit Mühe eingeschränkt und beseitigt werden konnte. Die 
schädlichen Folgen dieses Genussmittels hier zu schildern, kann nicht 
unsere Aufgabe sein, da diese Schattenseite im Leben des Volkes durch 
die Criminalstatistik und durch jene der Krankenhäuser einleuchtend 
genug illustrirt wird. Es genügt, auf dieselbe zu verweisen und 
hervorzuheben, dass bisher die Bestrebungen der Regierungen, eben 
in Berücksichtigung der Schädlichkeit des Branntweingenusses, stets 
darauf gerichtet gewesen sind, das Volk von diesem Genussmittel 
abzulenken, besonders durch Begünstigung der Erzeugung guten und 
billigen Bieres. 

Wenn jetzt die Regierungen diesen Weg verlassen, wenn sie 
ein, Dank der bisherigen milden Besteuerung, unentbehrlich gewor¬ 
denes Nahrungsmittel durch Steuererhöhung dem weniger bemittelten 
Mann vertheuern und ihn dadurch zwingen wollten, zu dem seiner 
Gesundheit schädlichen Branntwein zurückzukehren, so geben sie 
damit den Agitatoren ein erwünschtes Mittel in die Hand, weite 
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geltend gemacht werden. Die vaterländischen Gewerhever- 
hältnisse sind nur unerquicklicher, nur ungünstiger geworden. 


Volksschichten mit Unzufriedenheit zu erfüllen und wenigstens mit 
mehr Recht als sonst von Ausbeutung des unbemittelten Mannes des 
vierten Standes zu reden. Sollen wir noch des Weiteren auf die 
sociale Gefahr aufmerksam machen, welche mit dem Steuerexperiment 
verbunden ist, sollen wir darauf hinweisen, dass schon frühere Be¬ 
strebungen, den Bierpreis zu erhöhen, Unruhen und thätlichen Wider¬ 
stand da und dort hervorgerufen haben und aller Voraussicht nach, 
im Wiederholungsfälle wiederum hervorrufen werden? 

Es ist dies wohl überflüssig, diese Erörterungen drängen sich 
von selbst auf; es genügt dieselben nur flüchtig zu berühren. 

In vielen Landestheilen wird denn auch der Widerstand des 
Publikums gegen eine Preiserhöhung des Bieres die Brauer zwingen, 
in anderer Weise den Versuch der Abwälzung der erhöhten Steuer 
auf die Consumenten zu machen, dadurch nämlich, dass sie das Bier 
leichter, von geringerer Qualität herstellen. 

Was hätte aber dieser Versuch zur Folge? 

Würde das Publikum sich an das leichtere Bier gewöhnen, es 
acceptiren, so wäre eben doch die Thatsache vorhanden, dass ein 
nothwendiges Bedürfniss, ein zum Nahrungsmittel gewordenes Ge¬ 
tränk, weniger Nährstoff enthielte, als es ohne die Steuererhöhung 
haben sollte und könnte; es wäre weniger gesund und nahrhaft und 
würde seine wichtige Stelle in der Oeconomie des Volkes nicht so 
ausfüllen, als es vom national-ökonomischen und physiologischen 
Standpunkte gewünscht wird und verlangt werden darf. Es muss 
deshalb eine Verringerung der Qualität des Bieres fast als noch 
schlimmer erachtet werden, als eine Preiserhöhung desselben und 
eben deshalb würde sich aller Voraussicht nach auch im Publikum 
gegen diese Massregel mindestens dieselbe Opposition erheben, wie 
gegen eine Preissteigerung des Bieres. Dieselben socialen Gefahren 
würden hier wie dort durch die Steuererhöhung heraufbeschworen 
und schliesslich würde die Mehrzahl der Brauer genöthigt sein, die 
Versuche, die erhöhte Steuer sich von den Consumenten direkt oder 
indirekt bezahlen zu lassen, aufzugeben. 

Wenn es aber nicht gelingen sollte, die erhöhte Steuer auf das 



Das weiss die Bundesregierung ebenso gut, wie es die In¬ 
teressenten wissen, und wie es diejenigen wissen sollten, 


cofisumirende Publikum abzuwälzen, so steht der Ruin eines erheb¬ 
lichen Theiles unseres Gewerbes, unseres Industriezweiges, we¬ 
nigstens auf eine lange Zeit hinans, mit Sicherheit zu erwarten. 

Wir glauben nicht, dass das hohe Haus diese Befürchtung als 
übertrieben erachten wird, wenn es in Berücksichtigung zieht, dass 
die Produktionskosten des Bieres sich schon seit Jahren immer mehr 
und sehr erheblich vergrössert haben, durch stets steigende Arbeits¬ 
löhne, durch Erhöhung der Eisenbahn-Frachtsätze und durch er¬ 
höhte Steuerveranlagung, dass ferner dem Producenten durch die 
Concurrenz immer mehr Zugeständnisse an die Wirthe abgerungen 
werden und dass endlich eine ganze Reihe grösserer und kleinerer 
Etablissements mit Rücksicht darauf, dass das Bier bisher in Nord¬ 
deutschland ailmälig mehr und mehr den Branntwein verdrängt hat, 
auf Erweiterungen ihrer Betriebsräume, Keller etc., und auf Ver¬ 
mehrung ihrer Betriebsmittel Bedacht nehmen mussten, und desshalb 
sehr bedeutende Kapitalien in theuer angekauften Grundstücken, 
grossen Bauten, neuen Maschinen etc. angelegt haben, und dass 
sich diese Etablissements nun bei der inzwischen allgemein einge¬ 
tretenen Geschäftsstockung mehr oder weniger in einer Krisis be¬ 
finden und ganz oder fast ganz ohne Nutzen arbeiten. Würde nun 
noch die Steuererhöhung hinzutreten, und gelänge es nicht, sie auf 
das Bier trinkende Publikum abzuwälzen, so müssten diese Etablis¬ 
sements ihren Betrieb einschränken, wie es überhaupt in den ein¬ 
zelnen Provinzen und Ländern, in welchen die Bierproduktion mit 
der Concurrenz von Obstwein, Wein und Branntwein — wir ver¬ 
weisen, was die beiden ersteren betrifft, auf die Rheinprovinz, Hessen- 
Nassau und Rheinhessen — schon jetzt schwer zu kämpfen hat, 
nach Einführung der Steuer im Allgemeinen und von sämmtlichen 
Brauereien geschehen müsste. Der Betrieb, welcher schon jetzt 
daselbst vielfach nur eine sehr mässige Verzinsung des Capitals ab¬ 
wirft, wäre nicht mehr lohnend genug und das Capital müsste und 
würde, soweit es sich aus dem Schiffbruch retten liesse, anderweite 
Verwendung suchen. 

Damit wäre aber ein Gewerbe - und ein Industriezweig, welcher 
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die über die vitalen Fragen des deutschen Volkes berathen. 
Wenn die Bundesregierung 1875 noch M. 18,000,000 als 


in den letzten Jahrzehnten in rascher Entwicklung und bis vor 
kurzer Zeit in erfreulichem Aufblühen begriffen war, auf das Schwerste 
geschädigt, ja, wie erwähnt, in einzelnen Landestheilen auf lange 
Zeit hinaus vollständig ruinirt. 

Wohl könnten wir dem Einwand begegnen, dass in Bayern schon 
seit Jahren eine doppelt so hohe Steuer von Malz erhoben wird, 
als in den zur Steuergemeinschaft gehörigen Ländern und dass trotz 
dieser doppelten Steuer die bayrischen Brauereien dennoch prospe- 
rirten; doch dieser Einwand ist nur ein scheinbarer; er verkennt 
vor Allem, dass in Bayern der Malzaufschlag die Hauptsteuer bildet 
und die mässigen direkten Steuern ergänzt, während in den zur 
Steuergemeinschaft gehörigen Staaten letztere weit höher sind, als 
in Bayern, und schwer auf dem Steuerzahler lasten. Ausserdem 
haben die bayrischen Brauereien vor den zur Steuergemeinschaft 
gehörigen noch andere Vortheile, welche die doppelte Steuer aus- 
gleichen, voraus, wie z. B. Steuercredite. 

Dabei sind die bayrischen Brauereien in der Lage, trotz der 
hohen Steuer, das Bier im Detail verhältnissmässig sehr billig ver¬ 
kaufen zu können und zwar, weil erstlich die Ansprüche der Detail¬ 
verkäufer (Wirthe) weit bescheidenere sind und sein können, als in 
Norddeutschland, und ferner und vor Allem, weil, während in Nord¬ 
deutschland der Biergenuss erst anfängt, sich richtig auszubreiten 
und in’s Volk zu dringen, mithin der Consum dorten noch immer 
ein verhältnissmässig geringer ist, in Bayern Alt und Jung früh 
und spät Bier trinkt und sonach der Bierconsum und folglicher Weise 
die Bierproduktion eine weit, weit höhere und ausgedehntere ist. 

Nach statistischen Ermittelungen der kgl. bayrischen General- 
Zoll - Administration in München haben im Jahre 1874 in Bayern 
(die Rheinpfalz und die Fabrikation des Weissbieres nicht einge¬ 
rechnet) 5083 Brauereien 11,788,990 Hectoliter Bier erzeugt; es 
kommen also auf den Kopf der Bevölkerung in Bayern pro Jahr 
276.5 Liter, während in den zur Steuergemeinschaft gehörigen Staaten 
des Reichs, im gleichen Jahre 1874 57 Liter auf den Kopf treffen, 
also ungefähr fünfmal weniger, als in Bayern. 
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Ertrag der Brausteuer in den Etat für 1876 aufnahm und 
als Bruttoeinnahme 17,775,322 wirklich erzielte, so konnte 
sie für das Finanzjahr 1877/78 nur 15,941,000 in den Etat 


Diese fünffache Bierconsumtion und die damit zusammenhängende, 
weitaus grössere, umfangreichere und folglich auch intensivere Pro¬ 
duktion, sowie der Umstand, dass die Wirthe bei dem weit grösseren 
Absatz jeden einzelnen ihrer Gäste und den weit bescheideneren 
Ansprüchen der Letzteren auf Eleganz, Ausstattung der Wirthslocale, 
Bedienung etc. mit einem sehr viel geringeren Detailnutzen, als ihre 
norddeutschen Collegen verlieb nehmen können, ist der Grund, dass 
grössere Etablissements in Bayern trotz der hohen Steuer prospe- 
riren, und die kleineren wenigstens zu existiren vermögen. 

Die bayrischen Brauer haben sonach weit günstigere Existenz¬ 
bedingungen, als die zur deutschen Steuergemeinschaft gehörigen, 
eine Erhöhung der von Letzteren zu zahlenden Braumalzsteuer auf 
den bayrischen Satz würde, weil die Voraussetzungen und Bedin¬ 
gungen in Bayern andere sind, als bei uns, nur scheinbar eine 
Gleichheit begründen, in Wirklichkeit aber uns weit schwerer be¬ 
lasten und uns die Concurrenz mit den bayrischen Brauereien fast 
unmöglich machen. 

Wir verweisen hier auf Sachsen und die an Bayern sonst an- 
gränzenden Länder, welche am schwersten mit dieser Concurrenz 
zu kämpfen haben, wenn man berücksichtigt, dass den bayrischen 
Brauereien nach wie vor für aus Bayern ausgeführtes Bier fast die 
ganze bezahlte Steuer zurückvergütet wird, während wir, wie der 
Gesetzentwurf intentirt, für Exportbier den bezahlten erhöhten 
Steuerbetrag nicht zurückerhalten würden. 

Zum Schluss sei noch hervorgehoben, welchen Yortheil aus dem 
prosperirenden Brauereigewerbe die Landwirthschaft zieht, sowohl 
durch die ihr ausschliesslich zu Gute kommenden, für sie sehr werth- 
vollen Brauereiabfälle, als auch vor Allem durch den in Folge der 
vermehrten Bierproduktion sehr bedeutend vermehrten Getreide - und 
Hopfenbau. 

Ein Rückgang des Brauereigewerbes würde sich sonach nicht 
blos den direkt Betheiligten, den Brauern, ihren Angestellten und 
Arbeitern, sowie den Wirthen bemerkbar machen, nein, er würde in 
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als Nettoeinnahme einstellen, welche Summe allem Anschein 
nach noch hinter den Erwartungen Zurückbleiben wird. Alles, 
was damals (1875) gesagt wurde, passt auf die gegenwärtige 
Lage der Brauindustrie in erhöhtem Masse, denn der 
dauernde Druck, der auf dem gesammten vaterländischen 
Verkehr ruht, hat sich bei ihr fühlbarer gemacht, als in irgend 
einem anderen Gewerbe. 

Aber auch in Zeiten regsten geschäftlichen Treibens ist 
eine Vertheueruug der Bierproduktion schwer oder gar nicht 
auf die Abnehmer abzuwälzen. 1872, in einem Jahre des 
Miswachses in Gerste und Hopfen, haben die Berliner Brauer 
die allergrössten, aber gänzlich erfolglosen Anstrengungen 


fühlbarer und empfindlicher Weise auch den Landwirth durch Ent¬ 
wertung seiner Bodenerzeugnisse treffen. 

Dass aber die Annahme des Gesetzentwurfes einen Rückgang, 
ja einen nicht zu berechnenden Schaden des Brauereigewerbes zur 
Folge haben würde, glauben wir oben überzeugend dargethan zu 
haben. Wir geben uns deshalb der Hoffnung hin, dass ein Hoher 
Reichstag, wenn die kritische Frage an ihn herantritt, unsere Aus¬ 
führungen nicht unberücksichtigt lassen wird. 

Möge ein Hoher Reichstag im Auge behalten, dass die Existenz 
von vielen Tausenden von Familien direkt und indirekt von dem 
Gedeihen des Brauereigewerbes abhängt; möge er berücksichtigen, 
dass das ganze Volk mehr oder weniger dabei interessirt ist, dass 
einer der wichtigsten Industriezweige nicht durch ein Steuerexperi¬ 
ment von höchst zweifelhaftem Erfolg unheilbar geschädigt werde; 
möge er in ernste Erwägung ziehen, dass der mögliche und erhoffte 
Nutzen der beantragten Massregel nicht entfernt im Verhältniss 
steht zu den Gefahren und Nachtheilen, welche dieselbe für das 
Reich und für das Volk im Gefolge hat und dass es jedenfalls mehr 
als bedenklich ist, ein Nahrungsmittel der nicht begüterten grossen 
Masse des Volks in der beabsichtigten Weise zu besteuern, während 
Luxus und Reichthum frei ausgehen. 
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gemacht, den Preis pro Tonne um ein Geringes zu erhöhen, 
und in Frankfurt a. M. rief eine nur versuchte ganz unbe¬ 
deutende Preissteigerung einen förmlichen Aufstand hervor, 
der erst durch das Einschreiten von Militär gedämpft werden 
konnte. 

Und eine Erhöhung der Steuer von 2 auf 4 Mark pro 
Ctr. vermehrt die Produktionskosten erheblich, um 1 Mark 
für den Hl. Eine kaum mittelgrosse Brauerei würde somit 
eine Mehrausgabe von 50—60,000 Mark im Laufe eines 
Jahres dem Staate zu entrichten haben, eine Mehrausgabe, 
für welche ihr gar kein Aequivalent geboten, und welche in 
vielen Fällen gar nicht geleistet werden kann. 

Innerhalb der Bundesregierung selbst, als sie im Herbst 
1875 die erwähnte Vorlage einbrachte, bestand gar kein 
Zweifel, dass der ganze Industriezweig schwer betroffen wer¬ 
den würde. Man war vollkommen überzeugt, dass die Pro¬ 
duktion sich vermindern müsse; bezifferte man doch die 
Mehreinnahme, obgleich man die doppelte Erhöhung in Rech¬ 
nung zog, nicht auf 36,000,000, sondern nur auf 27,000,000 
Mark. Man ging also von der richtigen Voraussetzung aus, 
dass die geplante Erhöhung der Steuer den Malzverbrauch 
um 3,000,000 Ctr., die Produktion also um 6,000,000 Hl. 
verringern würde. 

Wie viele Erzeugnisse der Landwirthschaft, wie viel Ma¬ 
terialien an Stein- und Braunkohlen, wie viele Produkte der 
Böttchereien und Maschinenindustrie r wie viele Tausend 
fleissiger Hände gehören zu der Herstellung von 6,000,000 Hl. 
Bier. Und diese rege, fruchtbringende Thätigkeit auf einem 
weitverzweigten Gebiete wollte mau einer Mehreinnahme von 
9,000,000 Mark zum Opfer bringen, die in anderer Weise 
vervielfacht verloren gehen müsste? 

Vom nationalwirthschaftlichen Standpunkte betrachtet 
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dürfte, wie Pfeiffer 1 ) sich ausdrückt, „die beste Biersteuer 
unstreitig diejenige sein, die da erhoben wird, wo die Bier¬ 
fabrikation völlig freigegeben ist.“ Davon soll nicht die 
Rede sein. Das norddeutsche Braugewerbe gedieh unter dem 
Tribute, den es dem Vaterlande zollte, und es wird wieder 
gedeihen, wenn die deutsche Gewerbethätigkeit — und hof¬ 
fentlich wird der Morgen nicht mehr fern sein — wieder 
zu neuem Leben erwacht. Aber es dürfen ihm nicht neue 
Aufgaben zugemuthet werden, denen es, wie die norddeut¬ 
schen Verhältnisse liegen, einmal nicht gewachsen ist. 

„Wir wollen sein ein einig Volk von Brüdern“. Der 
Norddeutsche wie der Süddeutsche begrüsste mit Stolz und 
Jubel die neu erstandene Einheit des deutschen Volkes. 
Aber so lange man diesem oder jenem Staat, dieser oder 
jener Provinz, dieser oder jener Commune so manche be¬ 
rechtigte oder unberechtigte Eigenthümlichkeit lässt, so suche 
man die Einheit in der Belastung wichtiger und für die ge- 
sammte vaterländische Gewerbethätigkeit unentbehrlich ge¬ 
wordener Industriezweige nicht dadurch herzustellen, dass 
man einen Theil derselben zu Grunde richtet. Und ebenso¬ 
wenig, wie die norddeutsche Branntweinsteuer sich für die 
süddeutschen Verhältnisse eignet, eignet sich die süddeutsche 
Brausteuer für das norddeutsche Braugewerbe. 

Will das Reich, was ja sicherlich zu wünschen wäre, 
aus dem norddeutschen Braugewerbe mittelbar oder unmittel¬ 
bar eine grössere Einnahme erzielen, so mögen die Gesetz¬ 
geber es sich zunächst angelegen sein lassen, diesen Indu¬ 
striezweig nach allen Richtungen hin zu fördern und zu unter¬ 
stützen. Seit Jahren bittet die Mehrzahl der deutschen Brau¬ 
interessenten, anstatt der Besteuerung der Surrogate, wie sie 


x ) Die Staatseinnahmen. 1866. 
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seit dem 1. Januar 1873 besteht, vielmehr ein Verbot der¬ 
selben herbeizuführen und dies Verbot auch auf Gegenstände 
auszudehnen, welche in dem Gesetz vom 1. Mai 1872 
nicht als Ersatzmittel für Malz vorgesehen sind, und bei 
deren Verwendung ohne Verletzung der gesetzlichen Vor¬ 
schriften die Steuer umgangen werden kann 1 ). Ein solches 

*) cf. u. A. die von F. Henrich im Aufträge des Ausschusses des 
deutschen Brauerbundes dem kaiserlichen Reichs-Gesundheits-Amt 
zu Berlin überreichte Denkschrift. Frankfurt a. M. 1877. Dieselbe 
lautet wörtlich: 

An das Kaiserliche Reichs-Gesundheits-Amt 
zu Berlin. 

Das Bier und seine Verfälschungen nehmen in neuerer Zeit das 
öffentliche Interesse in hohem Grade in Anspruch. 

Ein grosser Theil der Presse liess es bisher nicht daran fehlen, 
im Publikum den Glauben zu verbreiten, als sei ein grosser Theil 
des zur Consumtion gelangenden Bieres gefälscht, und diesbezügliche 
Aeusserungen von höherer Stelle trugen nicht wenig dazu bei, das 
Misstrauen gegen alles, was Bier heisst, zu vermehren. 

Es wäre vergebliche Mühe, mit Worten dagegen anzukämpfen; 
denn wenn wir auch schon früher auf Grund unserer Einsicht in die 
bestehenden Verhältnisse uns dahin ausgesprochen haben, dass die 
Fälle von Bierverfälschungen in Deutschland gegenüber den viel¬ 
fachen Beschuldigungen nur vereinzelt Vorkommen und auch heut zu 
Tage dies mit gutem Gewissen noch behaupten können, so wissen 
wir ebenso gut, dass blosse Versicherungen unsererseits das Publikum 
nicht von seiner vorgefassten Meinung abbringen werden. 

Wir haben ein grosses Interesse, dass dieser Zustand anders 
werde und erlauben uns deshalb, unsere Ansicht über die vorliegende 
Frage dem kaiserlichen Reichsgesundheitsamte darzulegen und Vor¬ 
schläge zu machen, einerseits zum Schutze des Publikums gegen 
Fälschungen, anderseits zu unserem eignen Schutze gegen die aus¬ 
gesprochenen Beschuldigungen. 

Mögen die Ansichten über Bierverfälschungen auch noch so weit 
auseinander gehen, so können wir doch vor Allem unterscheiden 
zwischen Fälschungen, die in Brauereien Vorkommen, und solchen, die 



Verbot besteht in Bayern und ebenfalls in England. In 
letzterem allerdings ist es gestattet, Colonialzucker, der 


erst später geschehen, und wenn wir uns hier nur mit den ersteren 
befassen, so ist im Allgemeinen unser Standpunkt schon durch die 
Resolution gekennzeichnet, welche der deutsche Brauerhund zu 
Frankfurt am Main am 31. Juli 1876 einstimmig gefasst hat. 

Der erste Abschnitt derselben sagt, dass ein gesundes Bier nur 
aus Hopfen, Malz, Hefe und Wasser herzustellen ist und dass statt 
des Malzes nur Stärkemehl zum theilweisen Ersatz verwendet werden 
darf. Unter Stärkemehl ist mitinbegriffen: Mais, Reis und solcher 
Zucker, der aus Stärkemehl dargestellt ist. 

Wir betrachten es daher als eine Ungehörigkeit, wenn andere 
Stoffe als die genannten Surrogate für Malz und Hopfen oder als 
Zusätze zum Bier verwendet werden. 

In dieser Beziehung differiren unsere Ansichten mit den Bestim¬ 
mungen der Gesetze der verschiedenen deutschen Länder. 

Das bayrische Gesetz schreibt präcis vor, dass zur Bierbereitung 
nur Malz, Hopfen, Hefe und Wasser genommen werden darf und 
schliesst die Anwendung aller Surrogate und sonstigen Zusätze als 
verboten aus. Es besteht dieses Gesetz in Bayern zur allseitigen 
Zufriedenheit sowohl des Publikums als auch der Brauereien und 
eine etwaige beabsichtigte Annäherung an das norddeutsche Brau¬ 
steuergesetz würde deshalb vor allem von Seite der Brauereien auf 
Widerstand stossen. In der Steuergemeinschaft dürfte die Thatsache, 
dass nach den amtlichen Ausweisen bei 8,477,107 versteuerten Centner 
Malz nur circa 66,365 Centner Surrogate (also kaum % Prozent jenes 
Malzquantums) mit versteuert wurden, den Beweis liefern, dass die 
überwiegende Mehrheit der Brauer der Anwendung jeglicher Sur¬ 
rogate fernsteht. 

Das norddeutsche Brausteuergesetz ist bedeutend liberaler. 
Während es genau angiebt, welche Stoffe bei der Bierbereitung be¬ 
steuert werden, gestattet es zugleich stillschweigend die Verwendung 
anderer Stoffe und Zusätze, sofern dieselben nicht schon durch die 
Bestimmungen der Strafgesetze verboten sind. 

Wenn man das Bier nicht nur als Consumtions-Artikel für den 
lokalen Bedarf, sondern auch in seiner Eigenschaft als Handelswaare 
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einem hohen Eingangszoll unterliegt, zu Brauzwecken zu 
verwenden. 


für den überseeischen Export betrachtet, so könnte man wohl gegen 
manche Zusätze keinen Einwand erheben. 

Es giebt conservirende Mittel und Herr Professor Seil, Mitglied 
des Reichsgesundheitsamtes hat in seinem Vortrage zu Nürnberg 
ausdrücklich auf diejenigen hingewiesen, welche der Gesundheit nicht 
nachtheilig sind und es ermöglichen, dass Bier in Fässern in tro¬ 
pische Gegenden ohne zu grosses Risiko des Verderbens gesandt 
werden kann, was ausserdem nur selten gelingt. 

Es muss also zugegeben werden, dass durch die richtige An¬ 
wendung von Conservirungsmitteln mancher Vortheil erreicht und 
mancher Fortschritt geschaffen werden kann. Namentlich ist bei 
englischen Bieren in dieser Beziehung schon manches erreicht worden. 

Diesen Vortheilen stehen aber auch unläugbare Nachtheile gegen¬ 
über; denn, besteht einmal die Möglichkeit, ein dem Geschmack des 
Publikums nicht ganz zusagendes oder zum Export nicht völlig ge¬ 
eignetes Bier durch Conservirungsmittel seinem Zwecke entsprechender 
zu machen, so wird für manchen Brauer die Versuchung nahe liegen, 
solche Mittel da anzuwenden, wo sie nicht unbedingt nothwendig 
sind, besonders ist aber eine unrichtige Anwendung durch Unkenntniss 
nicht ausgeschlossen. 

Die massenhaften Ankündigungen von sogenannten Bierver¬ 
besserungsmitteln können manchen Brauer veranlassen, Dinge zu 
verwenden, die er selbst nicht kennt, und deren angebliche Wirkungen 
ihm nur aus den genannten Anpreisungen bekannt sind. Es dürfte 
sogar wahrscheinlich sein, dass die Verwendung allerlei Zusätze zum 
Bier mehr zunehmen wird als nöthig und wiinschenswerth ist, wenn 
dieselben auch fernerhin gestattet werden, und jedenfalls kann durch 
Missbrauch derselben mehr Nachtheil entstehen, als die Vortheile 
sind, die sie bei geeigneter Anwendung in einzelnen Fällen bieten 
können. 

Wir halten es daher für nothwendig, im Interesse der Brauerei 
und in dem des Publikums, wenn nicht nur deren Verwendung 
sondern auch deren Verkauf zu Brauzwecken verboten wird. 

Dem consumirenden Publikum wäre wahrscheinlich am meisten 
gedient, wenn in ganz Deutschland diejenigen Beschränkungen 
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Zu denjenigen Dingen, welche die Produktion erleichtern 
und befördern, gehört auch eine leichtere Beschaffung der 

bei der Bierfabrikation Platz greifen würden, welche in Bayern 
bestehen. 

Wir verkennen jedoch die Schwierigkeiten nicht, welche der 
Durchführung einer solchen Massregel entgegenstehen würden. 

Die Verwendung von Malz-Surrogaten ist nun ausser in Bayern 
in allen deutschen Staaten gesetzlich einmal gestattet und sie lässt 
sich sowohl vom wissenschaftlichen und hygienischen als auch vom 
volkswirtschaftlichen Standpunkte aus verteidigen. 

Es gelingt manchmal bei Verwendung von Surrogaten, z. B. bei 
Zusatz von Reis, ein Bier von feinem Geschmack zu erzeugen, das 
manche Biertrinker dem reinen Malzbier vorziehen. Die anerkannt 
besten Biere werden jedoch in der ganzen Welt ausschliesslich aus 
Malz und Hopfen gebraut und die Qualität der Surrogatbiere steht 
in der Regel unter derjenigen der reinen Malzbiere. 

Es ist daher nach unserer Ansicht auch kein unbilliges Verlangen, 
wenn ein Biertrinker zu wissen verlangt, ob ein ihm vorgesetztes Bier 
nur aus Hopfen und Malz oder auch aus Surrogaten gemacht wurde. 

In Erwägung aller dieser Punkte wünschen wir, dass durch Ge¬ 
setz ausgesprochen werde: 

Zur Bierfabrikation dürfen: 

1. In allen deutschen Staaten, mit Ausnahme von Bayern, ausser 
Malz, Hopfen, Hefe und Wasser nur stärkmehlhaltige Substanzen, 
welche namentlich aufzuführen wären, *zum theilweisen Ersatz für 
das Malz verwendet werden. Behufs Normirung dieser stärkmehl¬ 
haltigen Substanzen möchten wir ergebenst bitten sachverständige 
Brauer zur Berathung zuzuziehen. 

2. Halten wir es für dringend geboten, dass die Biere, zu deren 
Bereitung Surrogate benutzt wurden, nur unter dem Titel verkauft 
werden dürfen, aus welchem die Käufer die Art des Zusatzes er¬ 
kennen können, z. B. Reisbier, Zuckerbier, Kartoffelbier etc. 

3. Mechanische Klärmittel sind zulässig. 

4. Dürfte es sich wohl empfehlen gesetzlich zu bestimmen, dass 
in jedem Lokal, in welchem Bier ausgeschenkt wird, der Name des 
betreffenden Brauers, aus dessen Brauerei das Bier stammt, ange¬ 
schlagen sei. 
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Rohstoffe, gehört eine Ermässigung, nicht eine Erhöhung der 
Frachttarife 1 ). Alles, was zum Besten des deutschen Erwerbs¬ 
lebens geschieht, dient am wirksamsten dem vaterländischen 
Wohlstände, der vaterländischen Entwicklung. 


Im Gegensatz zur Brauindustrie, welche in Süddeutsch- 
laud weit ausgedehnter ist als in Norddeutschland, ist im 
letzteren die Branntweinbrennerei ausserordentlich entwickelt, 
während sie in den süddeutschen Ländern eine ganz geringe 
Bedeutung besitzt und den Staaten mit particularer Steuer¬ 
gesetzgebung nur ganz un merkliche Steuerbeträge ab wirft. 

Den verschiedenen Produktionsverhältnissen ist denn auch 
von Seiten der Regierungen in der Steuergesetzgebung 
Rechnung getragen, und die Branntweinbrenner in Bayern, 
Württemberg oder Baden würden schwerlich sehr erbaut 
sein, wollte man ihnen die norddeutsche Branntweinsteuer 
octroyiren. 

Im Reichssteuergebiet, welches die preussischen Provinzen, 
ferner Sachsen, Hessen, Mecklenburg, Thüringen, Oldenburg, 
Braunschweig, Anhalt und Elsass-Lothringen umfasst, waren 
1876 

7,413 grössere, mehlige Stoffe verar¬ 
beitende Brennereien, welche 

zusammen.M. 52,656,258 

u. 25,759 kleinere, nicht mehlige Stoffe ver¬ 
arbeitende Brennereien, welche 

zusammen. . . „ 752,111 

in Summa M. 53,408,369 
an Branntweinsteuer dem Deutschen Reiche entrichteten. 

l ) Siehe Eingabe des deutschen Brauerbundes an die Reichs¬ 
tarifcommission zu Berlin: Die Frachtsätze des Bieres betreffend. 
Frankfurt a. M. Druck von C. Adelmann 1878. 
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„Aut eine jede der grösseren Betriebsanstalten, unter 
denen sich 2808 Getreide-, 4567 Kartoffel- und 38 Melasse¬ 
brennereien befanden“ — sagt die Statistik des Deutschen 
Reiches für das Jahr 1877 l ) — „kommt also durchschnitt¬ 
lich eine Steuerzahlung von 7103 M. und ein ungefähres 
Erzeugniss von 542 Hl. zu 50 pCt. Tralles; dagegen werden 
von den kleineren Betriebsanstalten durchschnittlich nicht 
mehr als 29 M. bezahlt, welche Summe einem ungefähren 
Erzeugniss von 2,02 Hl. Branntwein von gleichem Stärkegrad 
entspricht. “ 

Die Menge des im Reichssteuergebiet erzeugten Brannt¬ 
weins lässt sich demnach im genannten Jahre auf 4,677,000 Hl. 

berechnen. 1875 hatte sie. 4,341,500 - 

betragen. Auf den Kopf der Bevölkerung betrug die Pro¬ 
duktion 

1876 . . . 12,01 L. 

1875 .. . 13,04 - 

„Ueber die Branntweinproduktion der süddeutschen Staa¬ 
ten, in welchen die Steuer für Rechnung der Landeskassen 
erhoben wird,“ — sagt die erwähnte Statistik des Deutschen 
Reiches — „liegen nur spärliche Angaben vor. Nach den 
Nachrichten vom rechtsrheinischen Bayern bestanden dort im 
Jahre 1876 290 gewerbliche und 8160 als Nebengewerbe be¬ 
triebene Brennereien, deren Gesammterzeugniss zu 131,790 Hl. 
Branntwein ohne nähere Bezeichnung der Stärkegrade ge¬ 
schätzt wurde.* Für das Jahr 1875 waren 167,100 Hl. ange¬ 
geben, und würde demnach die Branntweinproduktion für 
den Kopf der bayrischen Bevölkerung nicht mehr als 0,04 L. 
betragen. 

„In Württemberg“ — sagt dieselbe Quelle — „wo, gleich- 


*) Verlag von Puttkammer und Müblbrecbt. Berlin 1877. 
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wie im rechtsrheinischen Bayern, nur insoweit eine Steuer 
auf der Erzeugung von Branntwein ruht, als dieser aus 
Malz gewonnen wird, betrug im Jahre 1876 die Anzahl der 
Malz verwendenden Brennereien 1878, worunter jedoch nur 
84 gewerbs- und fabrikmässig betriebene Etablissements sich 
befanden; die Fabrikation von Kornbranntwein liess sich 
nach dem Betrage der entrichteten Steuer auf 26,50 Hl. zu 
50 pCt. Tralles veranschlagen. Ueber die Branntweinerzeu¬ 
gung aus Kartoffeln und allen nicht mehligen Stoffen liegen 
keine Angaben vor.“ 

Im Grossherzogthum Baden, welches die Branntweinsteuer 
nach der Anzahl und der Grösse der Blasen und Dampf¬ 
brennapparate erhebt, kann für das Jahr 1876 die Pro¬ 
duktion auf 131,600 Hl. veranschlagt werden. 

Was schliesslich die finanziellen Erträgnisse aus der 
Branntweinsteuer in den süddeutschen Staaten betrifft, so 
sind diese äusserst gering, und den grossen Erträgen gegen¬ 
über, welche das Deutsche Reich aus der im Reichssteuer¬ 
gebiet erhobenen Branntweinsteuer erzielt, kommen sie gar 
nicht in Betracht. In Bayern, wo nur das zur Branntwein¬ 
brennerei verwendete Malz einer Steuer unterliegt und zwar 
einer Abgabe von nur 4 M. für den Centner, ist der Ertrag 
aus dem Branntweinbetrieb ein ganz unwesentlicher. 

In Württemberg betrug der Gesammtertrag der Brannt¬ 
weinsteuer im Etatsjahr 1875/76 .M. 429,428 

oder auf den Kopf der Bevölkerung .... „ 0,24 

In Baden wurden im Ganzen.„ 406,011 

an Branntweinabgaben erhoben, eine Summe, 
welche für den Kopf der Bevölkerung ergiebt „ 0,28 

Im Reichssteuergebiet dagegen ist der producirte Hl. 
Branntwein von 50 pCt. Tralles von einer Abgabe von 
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13 M. 10 Pf. betroffen und auf den Kopf der Bevölkerung 
entfielen an Branntweinsteuer 

1876 . . . M. 1,59 
1875 . . . „ 1,65. 

Bringt man von den Summen der Produktionssteuer zu¬ 
züglich der Uebergangsabgaben und der Einfuhrzölle die 
Rückvergütung für ausgeführten Branntwein in Abzug, so 
ergiebt der Gesammtbetrag der aus dem Branntweinverbrauch 
im Reichssteuergebiet erhobenen Abgabe die ganz ansehn¬ 
liche Summe von 

M. 49,069,887 für 1876 und pro Kopf der Bevölkerung 
M. 1,52, 

„ 52,474,865 für 1875 und pro Kopf der Bevölkerung 
M. 1,64. 

Ein vergleichender Blick auf die einzelnen Bezirke inner¬ 
halb des Reichssteuergebietes ist in hohem Grade lehrreich, 
denn er zeigt, dass da, wo die Branntweinproduktion am 
grössten, die Bierproduktion am geringsten ist. So erzeugt 
z. B. die preussische Provinz Posen 1876 für den Kopf der 
Bevölkerung 30,8 L. Branntwein und nur 21,6 L. Bier, 
Hessen-Nassau dagegen 3,2 L. Branntwein, aber 83,3 L. 
Bier, die Rheinprovinz 3,5 Branntwein uncT58,6. L. Bier. 

Es ist eine Thatsache, dass die Provinz Posen diejenige 
preussische Provinz ist, in der, wie statistisch nachgewiesen, 
die meisten Verbrechen Vorkommen, und dass die Volks¬ 
bildung dort auf einer sehr niedrigen Stufe steht. Diesem 
trüben Bilde gegenüber, das die polnische Bevölkerung mit 
ihrem starken Branntweingenuss verschuldet, zeigen sich die 
oben genannten Provinzen mit ihrer grösseren Bier- und 
ihrer geringen Branntweinproduktion und ihrer hohen Ent¬ 
wicklungsstufe in einem glänzenden Lichte. 

Diejenigen, welche einer Erhöhung der norddeutschen 


Brausteuer das Wort reden, mögen überdenken, ob sie das 
tbun im Interesse der Bildung und Gesittung von Deutsch¬ 
lands Bevölkerung. 


Es sind zwei grosse und ausgedehnte, ihre Zweige über 
mannicbfacbe Gebiete des deutschen Erwerbslebens aus¬ 
breitende Industrieen, welche hart betroffen werden, wenn 
die deutsche Reichsregierung ihren Plan, die auf denselben 
ruhenden Steuern zu erhöhen, wirklich zur Durchführung 
bringt. Die Erhöhung, welche der Tabacksindustrie droht, 
ist noch in Dunkel gehüllt. Für die norddeutsche Brau¬ 
industrie bandelt es sich, wie schon erwähnt, um nichts 
Geringeres, als um die Verdoppelung der bisherigen Steuern, 
um die Verdoppelung eines Betrages, der täglich, bevor die 
erste Arbeit des Brauens beginnt, den Behörden gezahlt 
werden muss. Die Befürchtungen vor solchen Mehrausgaben 
haben ihre Schatten weit vorausgeworfen, und der gegen¬ 
wärtige Niedergang so manches deutschen Erwerbszweiges 
hat darin seine natürliche Ursache. 

Dass die beabsichtigten Steuererhöhungen den beklagens- 
werthen Stillstand, der auf einem grossen Theile der deut¬ 
schen Gewerbethätigkeit lastet, erheblich vermehren und ver¬ 
längern müssen, wird Niemand bestreiten wollen. Es ist 
aber ein nationales Unglück, dass die Fragen, welche Deutsch¬ 
lands materiellen Wohlstand betreffen, seit mehreren Jahren 
nicht nach den praktischen Bedürfnissen gelöst werden, son¬ 
dern ausschliesslich nach dem Parteistandpunkte. Ihm fallen 
die bisher verfochtenen Anschauungen zum Opfer, und unter 
seiner Parole verhallen die Stimmen derjenigen, welche, ge¬ 
stützt auf langjährige gewerbliche Erfahrungen, abmahnen 
vor übereilten Schritten, deren Tragweite sich nicht über- 
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sehen lässt, und welche Wunden schlagen können, deren 
Heilung vielleicht Jahrzehnte überdauert. 

Ob einzelne Gewerbezweige mit einer Steuererhöhung be¬ 
drückt werden sollen oder nicht, ist der Gegenstand rein 
wirtschaftlicher, keineswegs politischer Discussion. 

Die Mittel, welche man erforderlich erachtet, den Bau 
des neuen Reiches fester zu fügen, sollen wahrlich nicht 
versagt werden. Nur um die Wege, welche einzuschlagen sind, 
diese Mittel zu erhalten, wird der Kampf entbrennen. Und 
wenn die bis zur Stunde in Vorschlag gebrachten Wege 
über Trümmer grosser und ausgedehnter Gewerbezweige 
führen, so dürfen sie nicht gewandelt werden, denn dann 
schaden sie dem Reich, anstatt ihm zu nützen. 
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